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Auf Antrag der DB Station&Service AG, Regionalbereich Nord (Vorhabenträgerin) 

erlässt das Eisenbahn-Bundesamt nach § 18 Abs. 1 Allgemeines Eisenbahngesetz 

(AEG) i. V. m. § 74 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) folgenden 

 
 

Planfeststellungsbeschluss 
 
 

A. Verfügender Teil 

A.1 Fes ts te llung des  Plans  

Der Plan für das Vorhaben „Bf. Holzminden: Änderung der Verkehrsstation“ in der Stadt 

Holzminden, im Landkreis Holzminden, Bahn-km 150,500 der Strecke 1940 Helmstedt 

- Holzminden, wird mit den in diesem Beschluss aufgeführten Nebenbestimmungen 

und Hinweisen festgestellt. 

Gegenstand des Vorhabens ist im Wesentlichen: 

• Verlängerung der vorhandenen Bahnsteige (Haus- und Mittelbahnsteig) auf 

eine Baulänge von 145 m (Nutzlänge 140 m) bei einer Höhe von 76 cm über 

Schienenoberkante sowie deren barrierefreie Erschließung. 

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Erläuterungsbericht, Anlage 1 der 

Planunterlagen, verwiesen. 

A.2 Planunterlagen 

Der Plan besteht aus folgenden Unterlagen: 

Unterlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung 
0 Inhaltsübersicht 

 
Nur zur 
Information 

1.1 Erläuterungsbericht Planungsstand 13.12.2019, 17 Seiten festgestellt 
1.2 Erläuterungsbericht Hydraulische Berechnung Planungsstand: 

13.12.2019, 22 Seiten 
Nur zur 
Information 

2.1 Übersichtsplan Planungsstand 07.12.2018, Maßstab 1:25.000 Nur zur 
Information 

2.2 Übersichtslageplan Planungsstand 07.12.2018, Maßstab 
1:5.000 

Nur zur 
Information 

3.1 Lageplan Rückbau Planungsstand 07.12.2018, Maßstab 
1:5.000 

festgestellt 

3.2 Lageplan Gesamtanlage Planungsstand vom 07.12.2018, 
Maßstab 1:500 

festgestellt 
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Unterlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung 
3.3 Lageplan PU (Personenunterführung) Planungsstand 

07.12.2018, Maßstab 1:50 
festgestellt 

4.1 Bauwerksverzeichnis Planungsstand: 13.12.2019, 7 Blätter festgestellt 
5.1 Längsschnitt Hausbahnsteig Planungsstand 07.12.2018, 

Maßstab 1:50 
festgestellt 

5.2 Längsschnitt MB (Mittelbahnsteig) Planungsstand 07.12.2018, 
Maßstab 1:50 

festgestellt 

6.1 Plan Querschnitt Planungsstand 07.12.2018, Maßstab 1:50 festgestellt 
6.2 Plan Querschnitt Planungsstand 07.12.2018, Maßstab 1:50 festgestellt 
6.3 Plan Querschnitt Planungsstand 07.12.2018, Maßstab 1:50 festgestellt 
6.4 Plan Querschnitt Planungsstand 07.12.2018, Maßstab 1:50 festgestellt 
6.5 Plan Querschnitt Planungsstand 07.12.2018, Maßstab 1:50 festgestellt 
6.6 Plan Querschnitt Planungsstand 07.12.2018, Maßstab 1:50 festgestellt 
6.7 Plan Querschnitt Planungsstand 07.12.2018, Maßstab 1:50 festgestellt 
6.8 Plan Querschnitt Planungsstand 07.12.2018, Maßstab 1:50 festgestellt 
6.9 Plan Querschnitt Planungsstand 07.12.2018, Maßstab 1:50 festgestellt 
6.10 Plan Querschnitt Planungsstand 07.12.2018, Maßstab 1:50 festgestellt 
6.11 Plan Querschnitt Planungsstand 07.12.2018, Maßstab 1:50 festgestellt 
6.12 Plan Querschnitt Planungsstand 07.12.2018, Maßstab 1:50 festgestellt 
6.13 Plan Querschnitt Planungsstand 07.12.2018, Maßstab 1:50 festgestellt 
6.14 Plan Querschnitt Planungsstand 07.12.2018, Maßstab 1:50 festgestellt 
7.1 Baustelleneinrichtungs- und Erschließungsplan Planungsstand 

07.12.2018, Maßstab 1:500 
festgestellt 

8.1 Kabel- und Leitungsplan Planungsstand 07.12.2018, Maßstab 
1:500 

Nur zur 
Information 

9.1 Soll/Ist Vergleich Planungsstand 11.07.2019, 2 Pläne je im 
Maßstab 1:500 

Nur zur 
Information 

10.1 Geotechnischer Bericht Planungsstand 11.09.2018, 29 Seiten 
zzgl. Anlagen 

Nur zur 
Information 

10.2 Bodenverwertungs- und Entsorgungskonzept Planungsstand 
13.12.2019, 15 Seiten zzgl. Anlagen 

Nur zur 
Information 

10.3 Altlastenabfrage Planungsstand 10.12.2018, 6 Seien Nur zur 
Information 

11.1 Nachweis über ausreichende Rettungswegmöglichkeit (IVE 
Studie) Planungsstand 13.06.2019, 9 Seiten 

Nur zur 
Information 

11.2 Fachtechnischer Prüfbericht zum Thema Brandschutz 
Planungsstand: 26.06.2018, 3 Seiten 

Nur zur 
Information 

12.1 Schall- und Erschütterungstechnisches Gutachten 
Planungsstand: 04.12.2019, 44 Seiten zzgl. Anlagen 

Nur zur 
Information 

13.1.1 Landschaftspflegerischer Begleitplan Planungsstand 
05.06.2019, 25 Seiten 

festgestellt 

13.1.2 Landschaftspflegerischer Begleitplan Maßnahmeblätter 
Planungsstand: 05.06.2019, 7 Blätter 

festgestellt 

13.1.3 Bestands- und Konfliktplan Planungsstand: 29.11.2019, 
Maßstab 1:500 

Nur zur 
Information 

13.1.4 Maßnahmeplan Planungsstand: 29.11.2019, Maßstab 1:500 festgestellt 
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Unterlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung 
13.2 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag Planungsstand: 27.06.2019, 

29 Seiten 
festgestellt 

A.3 Bes ondere  Ents cheidungen 

A.3.1 Konzentrationswirkung 

Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der 

notwendigen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm 

berührten öffentlichen Belange festgestellt; neben der Planfeststellung sind andere 

behördliche Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, 

Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen nicht 

erforderlich (§ 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 75 Abs. 1 VwVfG). 

A.4 Nebenbes timmungen (N) und Hinweis e  (H) 

A.4.1 EIGV, VV BAU und VV BAU-STE 

Die Regelungen der „Verwaltungsvorschrift über die Bauaufsicht im Ingenieurbau, 

Oberbau und Hochbau“ (VV BAU) und der „Verwaltungsvorschrift für die Bauaufsicht 

über Signal-, Telekommunikations- und elektrotechnische Anlagen“ (VV BAU-STE) 

sind zu beachten. Beim Eisenbahn-Bundesamt sind die nach EIGV erforderlichen 

Anzeigen einzureichen und die notwendigen Anträge zu stellen. (H) 

A.4.2 Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

• Unvorhergesehene Störungen, die negative Auswirkungen auf das Gewässer 

(hier: Grundwasser) haben können, insbesondere das Auslaufen 

wassergefährdender Stoffe im Entwässerungsgebiet, sind unverzüglich dem 

Eisenbahn-Bundesamt, Sachbereich 6 Nord, anzuzeigen. Es sind unverzüglich 

alle Maßnahmen zu ergreifen, die notwendig und geeignet sind, Schaden 

abzuwenden oder zu mindern. (N) 

• Spätestens 2 Wochen nach Ende der Störung ist dem Eisenbahn-Bundesamt ein 

schriftlicher Bericht vorzulegen mit Darstellung des Ereignisses und seiner 

Ursachen, der Auswirkungen auf Gewässer, getroffener Maßnahmen und der 

vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung ähnlicher Vorfälle. (N) 

• Die Verwendung wassergefährdender Stoffe im Entwässerungsgebiet, die 

ausschließlich der Sicherstellung des Bahnbetriebs und der Verkehrs- und 
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Betriebssicherheit dienen (z.B. Betriebsstoffe, Schmierstoffe an Fahrzeugen und 

Eisenbahninfrastrukturanlagen, etc.) hat mit größtmöglicher Sorgfalt zu erfolgen. 

Eine darüberhinausgehende Verwendung von wassergefährdenden Stoffen sowie 

die Lagerung derartiger Stoffe sind im Entwässerungsgebiet nicht zulässig. (H) 

• Alle Bauwerke der Entwässerung müssen unter Beachtung der anerkannten 

Regeln der Technik errichtet werden. Als solche gelten insbesondere die 

einschlägigen DIN-Vorschriften, die Arbeitsblätter des DWA und sonstigen 

technische Bauvorschriften. (H) 

• Soweit zur Verfüllung baubedingter Arbeitsräume Fremdmaterial verwendet wird, 

darf nur unbelastetes Erdmaterial gemäß den Vorsorgewerten der 

Bundesbodenschutzverordnung (Z0- Material) oder Erdmaterial entsprechend der 

örtlichen gegebenen Vorbelastung verwendet werden. (N) 

• Für Schäden, die durch den Bau oder den Betrieb der Anlage (einschließlich 

Nebenanlagen) entstehen, haftet der Antragsteller nach den allgemeinen wasser- 

und zivilrechtlichen Vorschriften. (H) 

• Die Zustimmung bzw. Einleitgenehmigung für den Anschluss an die städtische 

Mischwasserleitung ist von dem Abwasserbeseitigungspflichtigen vor Beginn der 

Baumaßnahme einzuholen. (N) 

A.4.3 Naturschutz und Landschaftspflege 

• Es wird eine generelle Umweltfachliche Bauüberwachung nach Maßgabe von 

Teil VII des Umwelt-Leitfadens zur eisenbahnrechtlichen Planfeststellung sowie 

für Magnetschwebebahnen angeordnet. Die konkret mit dieser Aufgabe 

befassten Personen ist der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises 

Holzminden zu benennen. 

• Die Vorhabenträgerin hat die im Landschaftspflegerischen Begleitplan (Anlage 

13 der Planunterlagen) beschriebenen naturschutzfachlichen Vermeidungs- 

Schutz-, Ausgleichs- und Ersatzmaßmaßnahmen (001_V, 002_VA-V, 003_V, 

004_VA-V, 005_V und 006_A) nach Maßgabe des Landschaftspflegerischen 

Begleitplans umzusetzen. 

A.4.4 Artenschutz 

• Die Vorhabenträgerin hat die Vermeidungs- und vorgezogenen 

Ausgleichsmaßnahmen aus dem Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag vom 

05.06.2019 (Anlage 13.2 der Planunterlagen) umzusetzen. 
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• Sollten sich während der Bauphase Hinweise auf geschützte Arten oder deren 

Lebensstätten ergeben, ist über das weitere Vorgehen in Abstimmung mit der 

Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Holzminden zu entscheiden. 

• Der überwiegende Teil der Baumaßnahme ist in den Sommermonaten (April bis 

September) durchzuführen. 

• Die Kampfmittelsondierung an Gleis 1 – im Zeitraum vom 23.11.21 – 25.11.21: 

dürfen nur mittels punktuellen Bohrungen vorgenommen werden. 

• Bei der Ertüchtigung der Baustellenzufahrt über Gleise 2 und 3 im Zeitraum 01.02-

02.02.2022, 2x 4h, darf der Gleisschotter nicht bewegt werden. 

• Beim Stopfen der Gleise 1, 2 und 3, in der Zeit vom 08.03.22 bis 10.03.22 darf der 

Stopfpickel nur maximal 15 cm unter Unterkante Schwelle in den Schotter greifen. 

• Beim Einbohlen der Gleise 2 und 3 für Logistikfahrten (Überfahrt der Ramme vom 

15. – 16.02.2022 sowie vom 20. – 21.01.2023) ist darauf zu achten, dass der 

Gleisschotter nicht bewegt wird. 

A.4.5 Immissionsschutz 

A.4.5.1 Baubedingte Lärmimmissionen 

Bezüglich des Schutzes vor baubedingtem Lärm gilt ergänzend zu den Maßnahmen 

aus dem Erläuterungsbericht (Seite 12, 13): 

• Bei der Baudurchführung ist die allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz vor 

Baulärm – Geräuschimmissionen – vom 19.08.1970 (im folgenden AVV Baulärm) 

zu beachten. Die Immissionsrichtwerte der AVV Baulärm sind einzuhalten. Sollten 

die Immissionsrichtwerte der AVV Baulärm um mehr als 5 dB (A) überschritten 

werden, sind durch die Vorhabenträgerin Schutzvorkehrungen vorzusehen (mobile 

Lärmschutzwände, organisatorische Maßnahmen, z.B. 

Betriebszeitbeschränkungen). Sollten Schutzvorkehrungen untunlich sein, haben 

die Eigentümer einen Anspruch dem Grunde nach auf eine Entschädigung. 

• Die oberen Anhaltswerte für Innenraumpegel gemäß der VDI 2719 

(Mittelungspegel) sind in den dort genannten schutzwürdigen Räumen 

einzuhalten. Werden die Werte überschritten, haben die Eigentümer einen 

Anspruch auf Entschädigung dem Grunde nach. 
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• Die Einhaltung der o.g. Werte ist durch baubegleitende Messungen zu 

kontrollieren. Die erhaltenen Messwerte sind zur Beweissicherung zu 

protokollieren (Lärmmonitoring).  

• Die Anwohner (insbesondere Bahnhofstraße 39 und 41, Steinstraße 2 und 

Sparenbergstraße 9) sind über die Baumaßnahmen, die Bauverfahren, die Dauer 

und die zu erwartenden Lärmeinwirkungen aus dem Baubetrieb frühzeitig, 

mindestens 2 Wochen vor Baubeginn zu informieren. Es ist ein Ansprechpartner 

(Lärmschutzbeauftragter) zu benennen, an den sich die Betroffenen als 

Ansprechstelle wenden können. Dieser muss für die Betroffenen telefonisch 

erreichbar sein. 

• Bauarbeiten in der Nähe von schutzwürdiger Bebauung dürfen nur werktags 

durchgeführt werden und zwar montags bis freitags von 7:00 bis 20:00 und 

samstags von 7:00 bis 18:00 Uhr. Sollten unumgängliche Arbeiten bezüglich 

Bahnbetriebsanlagen außerhalb der genannten Zeiten durchgeführt werden 

müssen, ist dies 4 Wochen vorher dem Eisenbahn-Bundesamt anzuzeigen und zu 

begründen.  

• Bei nächtlichen Arbeiten, die zu einer Überschreitung des Grenzwerts von 60 dB 

(A) an Immissionsorten mit Schlafräumen führen, ist den Betroffenen rechtzeitig 

(mindestens 1 Woche vorher) eine Entschädigung oder eine Ersatzwohnung (z.B. 

Hotelübernachtung) anzubieten. 

• Grundsätzlich sind die lärmärmsten Bauverfahren anzuwenden.  

A.4.5.2 Baubedingte Erschütterungsimmissionen 

• Vor Baubeginn und nach dem Ende der Baumaßnahme sind gebäudetechnische 

Beweissicherungen an den Gebäuden Bahnhofstraße 37, 37A, 39 und 41 sowie 

Steinstraße 2 durchzuführen. Für diese Gebäude ist ein 

Schutzmaßnahmenkonzept gegen baubedingte Erschütterungen zu erstellen. 

• Verwendung von erschütterungsarmen Baumaschinen und Bauverfahren. Im 

Rahmen der Ausschreibung ist darauf zu hinzuweisen, dass von den beauftragten 

Bauunternehmen ausschließlich Bauverfahren und Baugeräte eingesetzt werden, 

die hinsichtlich ihrer Erschütterungsimmissionen dem Stand der Technik 

entsprechen. Ebenfalls ist darauf hinzuweisen, dass die Baustellen so geplant, 

eingerichtet und betrieben werden, dass Erschütterungen weitestgehend 

verhindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind. 
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• Die Anwohner sind im Vorfeld der Baumaßnahme umfassend über ggf. 

auftretende, baubedingte Erschütterungen zu Informieren. Die Information über 

die Erschütterungen auf die Gebäude sollte insbesondere enthalten, dass etwaige 

Gebäudeschäden im Sinne der Verminderung des Gebrauchswertes 

entsprechend den Anforderungen der DIN 4150-3 aufgrund der örtlichen 

Gegebenheiten für keines der Gebäude bei den geplanten Bauverfahren zu 

erwarten sind. 

• Es ist den Betroffenen eine Ansprechstelle zu benennen. 

A.4.6 Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz 

• Die im Rahmen der Baumaßnahme anfallenden Abfälle sind gemäß des KrWG 

ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen.  

• Vor einer Entsorgung ist zwingend eine abfallrechtliche Deklaration der 

Ausbaustoffe durchzuführen. 

• Vor Baubeginn ist zu prüfen, ob der bei der Baumaßnahme anfallende Oberboden 

als „Mutterboden“, gemäß § 202 Baugesetzbuch anzusprechen ist. Sollte dies der 

Fall sein hat eine Abstimmung mit der Unteren Abfallbehörde zu erfolgen. 

• Bei Bauarbeiten freigelegte und aufgenommene verunreinigte Böden/Abfälle, 

sowie Bauschutt sind ordnungsgemäß zu entsorgen und gemäß 

Nachweisverordnung zu dokumentieren. 

• Mineralische Ausbaustoffe, die nicht am Standort wiederverwendet werde, sind in 

max. 300 m³ großen Haufwerken bereitzustellen. Die Haufwerke sind 

entsprechend der einschlägigen Regeln (LAGA PN 98) durch einen qualifizierten 

Sachverständigen zu beproben und gemäß der LAGA M20 zu untersuchen. Der 

entsprechende Sachverständige ist der zuständigen Unteren Abfallbehörde zu 

benennen. 

• Weitere notwendige Untersuchungen sind durch ein für diese Aufgabenstellung 

akkreditiertes Labor durchzuführen. 

• Die Bestimmungen des Arbeitsschutzes sind bei Arbeiten in kontaminierten 

Bereichen (BGR 128, DGUV Regel 101-004) zu beachten.  

• Bei Eingriffen in den Boden (z. B. Herstellung einer Baugrube u. ä.) ist auf ggf. 

vorhandene schädliche Bodenveränderungen zu achten. Werden entsprechende 

Veränderungen organoleptisch festgestellt, ist hierüber die Untere 
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Bodenschutzbehörde unverzüglich zu unterrichten. Die Bauarbeiten sind in einem 

solchen Fall bis zur Klärung der Sachlage zu unterbrechen. 

• Die Untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Holzminden ist bei Feststellung 

von Bodenverunreinigungen zu informieren. 

A.4.7 Denkmalschutz 

Die Vorhabenträgerin hat die Auflagen und Bedingungen der aktuellen Genehmigung 

nach § 24 Nds. Denkmalschutzgesetz zu beachten und ggf. umzusetzen. 

A.4.8 Öffentliche Ver- und Entsorgungsanlagen 

Die Hinweise und Stellungnahmen in den im Anhörungsverfahren eingegangenen 

Schreiben der Leitungsträger sind von der Vorhabenträgerin zu beachten. Vor 

Baubeginn sind die Leitungsträger rechtzeitig (mindestens 2 oder 3 Monate vor 

Baubeginn, je nach Forderung des Leitungsträgers) zu informieren. 

A.4.9 Kampfmittel 

Die Beantragte Luftbildauswertung muss vor Baubeginn vorliegen. Vor Baubeginn ist 

eine Kampfmittelsondierung durchzuführen. 

Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden 

werden, ist umgehend die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der 

Kampfmittelbeseitigungsdienst des LGLN - Regionaldirektion Hameln - Hannover zu 

benachrichtigen. 

A.4.10 Brandschutz 

• Sicherheitstechnische Einrichtungen zur Personenunterführung und 

Brandbekämpfung wie Hydranten, Hinweisschilder, Brandschutzverordnung, 

Feuerlöscher, u. s. w. dürfen nicht blockiert oder verstellt werden. 

• Die Aufstell- und Bewegungsfläche für die Feuerwehr sind mit dem 

Stadtbrandmeister abzustimmen. 

A.4.11 Belange mobilitätseingeschränkter Personen 

Die Vorhabenträgerin hat im Rahmen der Ausführungsplanung zu prüfen, ob die 

Detailplanung aufgrund der Hinweise des Sozialverband Deutschland, Landesverband 

Niedersachsen e. V. aus dessen Stellungnahme vom 23.03.2020 weiter optimiert 

werden kann. 
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Für die zusätzlich geplante Treppe hat die Vorhabenträgerin zu prüfen, ob hier gem. 

der aktuellen Gesetzeslage eine Antragspflicht gegeben ist. 

A.4.12 Inanspruchnahme von Grundeigentum und sonstigen Rechten Dritter 

Sollten entgegen der Angaben im Erläuterungsbericht Flächen der DB Netz AG, 

dauerhaft oder auch vorübergehend, genutzt werden, ist vor der Nutzung eine 

Abstimmung mit dem Eigentümer durchzuführen. 

A.4.13 Unterrichtungspflichten 

Die Zeitpunkte des Baubeginns und der Fertigstellung sind dem Eisenbahn-Bundes-

amt, Außenstelle Hannover, der Unteren Naturschutzbehörde, der DB Immobilien, der 

NordWestBahn GmbH, sowie den betroffenen Leitungsträger möglichst frühzeitig 

schriftlich bekannt zu geben. 

A.5 Zus age/n  der Vorhabenträgerin 

Soweit die Vorhabenträgerin im Laufe des Verfahrens Zusagen gemacht oder 

Absprachen getroffen hat und damit Forderungen und Einwendungen Rechnung 

getragen hat, sind diese nur insoweit Gegenstand dieses Planfeststellungs-

beschlusses, als sie ihren Niederschlag in den festgestellten Planunterlagen gefunden 

haben oder im Planfeststellungsbeschluss nachfolgend dokumentiert sind. 

A.5.1 Zusage/n   

A.5.1.1 Zusage/n zum Klimaschutzmanagement 

Die Vorhabenträgerin sagt in Ihrer Gegenäußerung zu, die Hinweise und Anmerkungen 

des Klimaschutzmanangements (Stellungnahme LK Holzminden vom 01.04.2020) zur 

Kenntnisgenommen zu haben und diese zu berücksichtigen. Die Anordnung der 

Parkflächen werde im Zuge der Maßnahme neu geregelt. Leider lasse sich jedoch die 

Reduzierung der Stellplätze durch die Errichtung der Rampenanlage nicht vermeiden. Die 

Bahn habe das Mobilitätsprogramm „Bike&Ride“ ins Leben gerufen. Ziel des Programms 

sei es Rad- und Bahn besser miteinander zu vernetzen. Daher habe sich die 

Vorhabenträgerin darauf verständigt nach Beendigung der Umbauarbeiten zusätzliche 

Abstellmöglichkeiten für Fahrräder und E-Bikes zu schaffen. 
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A.5.1.2 Zusage/n zur Stellungnahme des Landesamtes für Bergbau, Energie und 
Geologie (LBEG) vom 25.03.2020 

Die Vorhabenträgerin sagt in Ihrer Gegenäußerung zu, dass die Hinweise und 

Anmerkungen des LBEG berücksichtigt werden. 

A.5.1.3 Zusage/n zur Stellungnahme DB Immobilien vom 17.03.2020 

Die Vorhabenträgerin sagt in Ihrer Gegenäußerung zu, dass die Hinweise und 

Anmerkungen der DB Immobilien bei der weiteren Planung beachtet und umgesetzt 

werden. Es wird zugesagt, dass der Rückbau der Beschallungsanlage und der 

Fernsprechkästen im Zuge der Ausführungsplanung durch den Fachplaner TK mit dem 

Anlagenverantwortlichen der DB Netz AG abgestimmt wird. 

A.5.1.4 Zusage/n zur Stellungnahme Stadtwerke Holzminden vom 10.03.2020 

Die Vorhabenträgerin hat die Hinweise und Anmerkungen der Stadtwerke Holzminden 

GmbH zur Kenntnis genommen und sagt zu, diese zu berücksichtigen. Zudem sichert 

die Vorhabenträgerin zu, im Rahmen der Bauausführung zu prüfen, ob eine vollständige 
Erneuerung der Privatleitung erfolgen sollte. 

A.5.1.5 Zusage/n zu den Stellungnahmen der Leitungsträger 

Die Vorhabenträgerin sichert in Ihrer Gegenäußerung zu, die Hinweise und 

Anmerkungen der Kabel- und Leitungsträger zur Kenntnis genommen zu haben und 

entsprechend zu berücksichtigen. 

A.6 Ents che idung über Einwendungen, Forderungen, Hinweis e  und Anträge 

Die Einwendungen der Betroffenen und der sonstigen Einwender sowie die von 

Behörden und Stellen geäußerten Forderungen, Hinweise und Anträge werden 

zurückgewiesen, soweit ihnen nicht entsprochen wurde oder sie sich nicht auf andere 

Weise erledigt haben. 

A.7 Sofortige  Vollziehung 

Der Planfeststellungsbeschluss ist kraft Gesetzes gegenüber Dritten sofort vollziehbar. 

A.8 Gebühr und Aus lagen  

Die Gebühr und die Auslagen für das Verfahren trägt die Vorhabenträgerin. Die Höhe 

der Gebühr und der Auslagen wird in einem gesonderten Bescheid festgesetzt. 
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B. Begründung 

B.1 Sachverha lt 

B.1.1 Gegenstand des Vorhabens 

Das Bauvorhaben „Bf. Holzminden: Änderung der Verkehrsstation“ hat den 

barrierefreien Umbau sowie die Anpassung der Bahnsteiglängen zum Gegenstand. Die 

Anlagen liegen bei Bahn-km 150,500 der Strecke 1940 Helmstedt - Holzminden in 

Holzminden. 

Zu den weiteren Einzelheiten des geplanten Zustandes der Anlage, wird auf den 

Erläuterungsbericht, welcher Bestandteil der Planunterlagen ist, verwiesen. 

B.1.2 Einleitung des Planfeststellungsverfahrens 

Die DB Station&Service AG, Regionalbereich Nord (Vorhabenträgerin) hat mit 

Schreiben vom 13.12.2018, Az. I.SV-N-I (P2) G.011325057, eine Entscheidung nach 

§ 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 1 VwVfG für das Vorhaben „Bf. Holzminden: 

Änderung der Verkehrsstation" beantragt. Der Antrag ist am 18.12.2018 beim 

Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Hannover, eingegangen. 

Mit Schreiben vom 04.02.2019 wurde die Vorhabenträgerin um Überarbeitung der 

Planunterlagen gebeten. Die Unterlagen wurden mit Schreiben vom 27.02.2019 wieder 

vorgelegt. 

Mit verfahrensleitender Verfügung vom 11.07.2019, Az. 581ppi/012-2018#042, hat das 

Eisenbahn-Bundesamt festgestellt, dass für das gegenständliche Vorhaben keine 

Verpflichtung auf Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht (§ 5 ff. 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)). 

Mit Schreiben vom 12.07.2019 hat das Eisenbahn-Bundesamt die Niedersächsische 

Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr als zuständige Anhörungsbehörde um 

Durchführung des Anhörungsverfahrens gebeten. 

B.1.3 Anhörungsverfahren 

B.1.3.1 Beteiligung von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 

Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr hat die folgenden 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange um Stellungnahme gebeten: 
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Lfd. Nr. Bezeichnung 

1. Stadt Holzminden 

2. Landkreis Holzminden 

3. LGLN-Kampfmittelbeseitigung 

4. Nds. Landesamt für Denkmalpflege 

5. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

6. NLStBV, regionaler Geschäftsbereich Hameln 

7. Westnetz GmbH 

8. Amt für regionale Landesentwicklung Leine-Weser 

9. Deutsche Bahn AG, DB Immobilien-Region Nord 

10. DB Station & Service AG, Bau- und Anlagenmanagement 

11. Stadtwerke Holzminden GmbH 

12. Westfalen Weser Netz GmbH 

13. Vodafone Kabel Deutschland GmbH 

14. Deutsche Telekom Technik GmbH 

15. DB Netz AG Regionalnetz Harz/Weser 

16. NordWestBahn GmbH 

17. Eisenbahn-Bundesamt, Sachbereich 6 als Wasserbehörde 

 

Folgende Stellungnahmen enthalten keine Bedenken, Forderungen oder 

Empfehlungen: 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

8. Amt für regionale Landesentwicklung Leine-Weser, Stellungnahme vom 
27.02.2020 

 

Folgende Stellungnahmen enthalten Bedenken, Forderungen oder Empfehlungen: 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

2. Landkreis Holzminden , Stellungnahme vom 01.04.2020 

3. LGLN-Kampfmittelbeseitigung, Stellungnahme vom 16.03.2020 und 
26.03.2020 

4. Nds. Landesamt für Denkmalpflege, Stellungnahme vom 08.04.2020 

5. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, Stellungnahme vom 
25.03.2020 

9. Deutsche Bahn AG, DB Immobilien-Region Nord, Stellungnahme vom 
17.3.2020 

11. Stadtwerke Holzminden GmbH, Stellungnahme vom 10.02.2020 

12. Westfalen Weser Netz GmbH, Stellungnahme vom 11.02.2020 
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Lfd. Nr. Bezeichnung 

13. Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Stellungnahme vom 20.03.2020 

- SoVD Kreisverband Holzminden, Stellungnahme vom 23.03.2020 

17. Eisenbahn-Bundesamt, Sachbereich 6 als Wasserbehörde, 
Stellungnahme vom 12.04.2021 

 

Keine Stellungahme zu dem Vorhaben abgegeben haben die folgenden Träger 

öffentlicher Belange: 

• Stadt Holzminden 

• NLStBV, regionaler Geschäftsbereich Hameln 

• Westnetz GmbH 

• DB Station & Service AG, Bau- und Anlagenmanagement 

• Deutsche Telekom Technik GmbH 

• DB Netz AG Regionalnetz Harz/Weser 

• NordWestBahn GmbHt Holzminden 

 

Zur Vorbereitung der Planung wurde diese seitens der Vorhabenträgerin mit 

betroffenen Trägern öffentlicher Belange abgestimmt. Folgende Träger öffentlicher 

Belange haben im Rahmen dieser Vorbereitung eine Stellungnahme abgegeben bzw. 

eine Genehmigung erteilt: 

• Landkreis Holzminden, Untere Bodenschutzbehörde, Untere Naturschutzbehörde, 

Brandschutz, Stellungnahme vom 15.06.2018 

• Landkreis Holzminden, Untere Naturschutzbehörde, Stellungnahme vom 

17.05.2019 

• Landkreis Holzminden, Brandschutz, Stellungnahme vom 09.07.2018 

• Westfalen Weser Netz GmbH, Stellungnahme vom 05.06.2018 

• DB Netz AG, Stellungnahme vom 18.06.2018 

• NordWestBahn GmbH, Stellungnahme vom 26.06.2018 

• Stadt Holzminden, Genehmigung nach § 24 Nds. Denkmalschutzgesetz vom 

12.11.2018 

• SoVD, Stellungnahme vom 26.10.2018 

• Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen, 

Kampfmittelbeseitigung, Ergebnis der Luftbildauswertung vom 30.08.2016 
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B.1.3.2 Öffentliche Planauslegung 

Die Planunterlagen zu dem Vorhaben haben auf Veranlassung der Anhörungsbehörde 

in der Stadt Holzminden öffentlich zur allgemeinen Einsichtnahme vom 27.02.2020 bis 

26.03.2020 öffentlich zu jedermanns Einsicht während der Dienststunden ausgelegen. 

Zeit und Ort der Auslegung wurden in der Stadt Holzminden in den örtlichen 

Tageszeitungen sowie in den Aushangkästen der Stadt Holzminden ortsüblich bekannt 

gemacht. Die Bekanntmachung erfolgte zudem auf der Internetseite der Stadt 

Holzminden mit einer Verlinkung zu den Internetseiten der Anhörungsbehörde 

veröffentlichten Planunterlagen. Ende der Einwendungsfrist war in der Stadt 

Holzminden der 09.04.2020. 

Aufgrund der Auslegung der Planunterlagen sind 11 Stellungahme von Trägern 

öffentlicher Belange sowie 3 private Einwendungen eingegangen. 

B.1.3.3 Benachrichtigung von Vereinigungen 

Die Anhörungsbehörde hat die anerkannten Umwelt- und Naturschutzvereinigungen 

sowie sonstige Vereinigungen von der Auslegung des Plans durch die ortsübliche 

Bekanntmachung der Auslegung nach § 73 Abs. 5 Satz 1 VwVfG benachrichtigt und 

ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

Es sind keine Stellungnahmen von Vereinigungen eingegangen. 

B.1.3.4 Erörterung 

Anstelle eines Erörterungstermins, der als mündliche Verhandlung in einem 

Präsenztermin zu den erhobenen Einwendungen und eingegangenen Stellungnahmen 

durchzuführen gewesen wäre, wurde in der Zeit vom 10.05.2021 bis zum 28.05.2021 

eine Online-Konsultation nach dem Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer 

Planungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID- 19-Pandemie 

(Planungsicherstellungsgesetz — PlanSiG) zu den sonst im Erörterungstermin zu 

erteilenden Informationen durchgeführt. 

Damit Planungs- und Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung auch 

unter den erschwerten Bedingungen während der COVID-19-Pandemie 

ordnungsgemäß durchgeführt werden können, wurde das Gesetz zur Sicherstellung 

ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-

Pandemie (Planungsicherstellungsgesetz — PlanSiG) erlassen. Danach kann anstelle 

eines Erörterungstermins eine Online-Konsultation durchgeführt werden (§ 5 PlanSiG). 
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Den Verfahrensbeteiligten und möglichen Betroffenen wurden eine anonymisierte 

Gesamtsynopse zu den erhobenen Einwendungen und Stellungnahmen über den 

oben genannten Konsultationszeitraum zur Verfügung gestellt. Die Gesamtsynopse 

wurde auf einer hierfür eingerichteten Internetseite der Anhörungsbehörde 

bereitgestellt und durch einen Zugangscode geschützt. 

Im Rahmen der Online-Konsultation wurde den Betroffenen Gelegenheit gegeben, sich 

in der Zeit vom 10.05.2021 bis zum 28.05.2021 schriftlich per Brief oder elektronisch 

per E-Mail an die Anhörungsbehörde zu diesen sonst im Erörterungstermin zu 

behandelnden Informationen zu äußern. 

Alle Einwendenden und Träger öffentlicher Belange, die sich zu dem Verfahren 

geäußert hatten, wurden schriftlich mit Schreiben vom 06.05.2021 über die Online-

Konsultation informiert (§ 5 Abs. 3 PlanSiG). Zusätzlich wurde die Online-Konsultation 

ortsüblich am 10.05.2021 in der Zeitung „Täglicher Anzeiger Holzminden“ bekannt 

gemacht. Hinsichtlich der Wochenfrist gem. § 5 Abs. 3 PlanSiG i. V. m. § 73 Abs. 6 

Satz 2 VwVfG wird auf den Vermerk vom 06.05.2021 in der Verfahrensakte verwiesen. 

Außerdem wurde der Inhalt der Bekanntmachung im UVP-Portal des Bundes und auf 

der Internetseite der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 

zugänglich und bekannt gemacht. 

Weitere klärungsbedürftige Punkte, die einer erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit 

oder einzelner Beteiligter bedürfen, sind nach Auffassung der Anhörungsbehörde 

hiernach nicht verblieben. Das Eisenbahn-Bundesamt schließt sich dieser Auffassung 

an. 

Ein ergänzender Erörterungsbedarf besteht nicht, so dass mit der landesbehördlichen 

Stellungnahme vom 18.06.2021 das Anhörungsverfahren abgeschlossen werden 

konnte. 

B.1.3.1 Abschließende Stellungnahme der Anhörungsbehörde 

Mit Datum vom 18.06.2021 hat die Anhörungsbehörde eine abschließende 

Stellungnahme gemäß § 73 Abs. 9 VwVfG gefertigt und der Planfeststellungsbehörde 

zugeleitet. 
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B.2 Verfahrens rechtliche Bewertung 

B.2.1 Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für die vorliegende planungsrechtliche Entscheidung ist § 18 Abs. 1 

AEG i. V. m. § 74 Abs. 1 VwVfG. Betriebsanlagen der Eisenbahn einschließlich der 

Bahnstromfernleitungen dürfen nur gebaut oder geändert werden, wenn der Plan zuvor 

festgestellt worden ist. Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben berührten 

öffentlichen und privaten Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit im Rahmen 

der Abwägung zu berücksichtigen. 

B.2.2 Zuständigkeit 

Gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Gesetz über die Eisenbahn-

verkehrsverwaltung des Bundes (BEVVG) ist das Eisenbahn-Bundesamt für den 

Erlass einer planungsrechtlichen Entscheidung nach § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 

Abs. 1 VwVfG für Betriebsanlagen von Eisenbahnen des Bundes zuständig. Das 

Vorhaben bezieht sich auf Betriebsanlagen der Eisenbahninfrastrukturbetreiberin DB 

Station&Service AG, Regionalbereich Nord. 

B.3 Umweltverträglichkeit 

B.3.1 Verfahren zur Prüfung der Umweltverträglichkeit 

Das Vorhaben betrifft die einer sonstigen Betriebsanlage von Eisenbahnen, Nummer 

14.8 der Anlage 1 zum UVPG. Daher war eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls 

gemäß § 5 UVPG durchzuführen. 

Das Eisenbahn-Bundesamt hat mit verfahrensleitender Verfügung vom 11.07.2019, 

Az. 581ppi/014-2019#007 festgestellt, dass von dem Vorhaben keine erheblichen 

nachteiligen Umweltauswirkungen ausgehen, so dass eine Verpflichtung zur Durch-

führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht. 

B.4 Materiell-rechtliche  Würdigung des  Vorhabens  

B.4.1 Planrechtfertigung 

Die geplante Maßnahme, Modernisierung der Verkehrsstation Holzminden, ist eine 

Maßnahme aus dem Programm „Niedersachsen ist am Zug! III“. Das Ziel des 

Programms ist es einen einheitlichen Qualitätsstandard für die Verkehrsstationen zu 

erreichen. Dadurch soll eine Steigerung der Kundenzufriedenheit und eine 
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Erschließung neuen Kundenpotentials erreicht werden. Der Zugang zu alles Stationen 

soll barrierefrei gestaltet werden. Um auch den barrierefreien Ein- und Ausstieg vom 

Bahnsteig in den Zug zu gewährleisten, ist dafür teilweise eine Anpassung der 

Bahnsteighöhen erforderlich. 

Die Aufgabenstellung sieht vor die vorhandenen Bahnsteige auf eine Baulänge von 

145 m (Nutzlänge 140 m) bei einer Höhe von 76 cm über Schienenoberkante 

umzubauen. 

Gemäß § 4 AEG ist die Deutsche Bahn AG verpflichtet, ihre Anlagen nach Maßgabe 

des Standes der Technik und der Wirtschaftlichkeit weiter zu entwickeln und 

auszubauen. Diesen Forderungen wird mit der Realisierung dieses Vorhabens 

entsprochen. 

Sie ist damit „vernünftigerweise geboten“ im Sinne des Fachplanungsrechts. 

B.4.2 Abweichungen vom Regelwerk 

Die Vorhabenträgerin erklärt im Antragsvordruck vom 13.12.2018 (Ziffer 3.8), dass die 

anerkannten Regeln der Technik eingehalten werden und damit keine Abweichungen 

von Regelwerken sowohl in bautechnischer Hinsicht als auch in Bezug auf den 

späteren Betrieb vorliegen. 

B.4.3 EIGV, VV BAU und VV BAU-STE 

Im verfügenden Teil ist der Vorhabenträgerin aufgegeben, rechtzeitig vor Baubeginn 

die nach der EIGV erforderlichen Anzeigen einzureichen und die notwendigen Anträge 

zu stellen. Es ist sachgerecht, die fachtechnische Prüfung der Ausführungsplanung 

zum Gegenstand eines gesonderten Verfahrens, das in den genannten 

Verwaltungsvorschriften und Verordnungen dargestellt ist, zu machen. Im 

fachplanungsrechtlichen Verfahren sind die unter „B“ genannten Beziehungen zur 

Umwelt, zu öffentlichen Belangen und privaten Rechten zu prüfen. Gegenstand des 

bauaufsichtlichen Verfahrens ist dagegen, dass das Vorhaben in jeder Hinsicht den 

Regelwerken der Technik entspricht. 

B.4.4 Variantenentscheidung 

In der Vorplanung wurden mehrere Varianten untersucht. Im weiteren Verlauf hat man 

sich für die in den Planunterlagen dargestellte Variante entschieden. Für weitere 

Informationen wird auf den Erläuterungsbericht (Anlage 1 der Planunterlagen) 

verwiesen. 
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B.4.5 Wasserhaushalt 

B.4.5.1 Wasserrechtliche Erlaubnisse und Bewilligungen 

Eine wasserrechtliche Genehmigung ist hier nicht erforderlich, da ausschließlich in das 

öffentliche Kanalnetz eingeleitet wird und keine Eingriffe ins Grundwasser 

vorgenommen werden. Eine Einleitgenehmigung ist bei der Stadt Holzminden seitens 

der Vorhabenträgerin beantragt. Die Einleitgenehmigung muss vor Baubeginn 

vorliegen (siehe A.4.2). 

B.4.5.2 Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

Das Eisenbahn-Bundesamt, Sachbereich 6 (Wasserbehörde) teilt mit Stellungahme 

vom 12.04.2021 mit, dass aus wasserwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken gegen das 

Vorhaben bestehen, solange das Vorhaben gemäß den eingereichten Antrags- und 

Planunterlagen mit Stand vom 13.12.2019 sowie unter Berücksichtigung bzw. 

Einhaltung weiterer in den Nebenbestimmungen und Hinweise aufgeführten Kriterien 

umgesetzt werden. Die geforderten Nebenbestimmungen hat die 

Planfeststellungsbehörde unter A. 4.2 der Vorhabenträgerin aufgegeben. 

Die Vorhabenträgerin gibt in Ihrer Gegenäußerung an, dass alle aufgeführten 

Nebenbestimmungen und Hinweise für die Gewässerbenutzung bei der Ausführung 

beachtet werden und die Einhaltung überwacht werde. 

Die Untere Wasserbehörde des Landkreises Holzminden teilt mit Stellungahme vom 

01.04.2020 mit, dass gegen das Vorhaben keine Bedenken erhoben werden, da die 

Lage bekannt sei und nicht in einem wasserwirtschaftlich sensiblen Bereich liege. Es 

wird angemerkt, dass allein aufgrund der Unterlagen eine Beurteilung nicht möglich 

wäre. 

Die Belange der Wasserwirtschaft und des Gewässerschutzes sind durch die 

Vorhabenplanung und der hier festgelegten Nebenbestimmungen und Hinweise 

gewahrt. 

B.4.6 Naturschutz, Landschaftspflege und Klimaschutzmanagement 

Die Eingriffe in Natur und Landschaft die durch dieses Vorhaben verursacht werden, 

werden durch die Maßnahmen gemäß dem landschaftspflegerischen Begleitplan 

(Anlage 13 der Planunterlagen) kompensiert. 

Die Planfeststellungsbehörde gibt der Vorhabenträgerin keine über die im 

landschaftspflegerischen Begleitplan enthaltenen Maßnahmen und 
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Selbstverpflichtungen hinausgehende Nebenbestimmungen auf. Zur Wahrung der 

Belange von Naturschutz und Landschaftspflege enthält diese Plangenehmigung in 

Kapitel A.4.3 eine Nebenbestimmung, wonach die Vorhabenträgerin die im 

landschaftspflegerischen Begleitplan (Anlage 13 der Planunterlagen) beschriebenen 

naturschutzfachlichen Vermeidungs-, Minderungs- und Ersatzmaßmaßnahme nach 

Maßgabe des landschaftspflegerischen Begleitplanes umzusetzen hat. 

Die Untere Naturschutzbehörde des Landkreises Holzminden teilt mit 

Stellungnahme vom 15.06.2018 mit, dass aus naturschutzrechtlicher Sicht keine 

grundsätzlichen Bedenken gegen das Vorhabe bestehen. Die im Erläuterungsbericht 

unter 6.2 Abs. 1-3 aufgeführten Maßnahmen sind umzusetzen. Weiterhin werden 

allgemeine und spezielle Hinweise gegeben, wie z. B. die Empfehlung, während des 

Umbaus, eine ökologische Baubegleitung hinzuzuziehen. 

Der Erläuterungsbericht sowie der Landschaftspflegerische Begleitplan werden mit 

diesem Bescheid planfestgestellt. Eine Umweltfachliche Bauüberwachung wurde in 

diesem Bescheid festgesetzt. 

Mit Stellungnahme vom 17.05.2019 teilt die Untere Naturschutzbehörde mit, dass 

die vorgesehene Kompensationsmaßnahme wie in der E-Mail vom 08.05.2019 

vorgeschlagen (seitens der Vorhabenträgerin) akzeptiert wird. Nach Abschluss des 

Genehmigungsverfahrens werden alle Kompensationsmaßnahmen in das bei der 

Unteren Naturschutzbehörde geführte Kompensationskataster übernommen. 

Hier ist kein weiterer Regelungsbedarf. 

Mit Stellungnahme vom 01.04.2020 erhebt die Untere Naturschutzbehörde 

ebenfalls keine grundsätzlichen Bedenken gegen das geplante Vorhaben. 

Die Belange des Natur- und Landschaftsschutzes sind damit gewahrt. 

Von Seiten des Klimaschutzmanagements wird in der Stellungnahme vom 
01.04.2020 hervorgebracht, dass ein Bahnhof als Schnittstelle für verschiedenste 

Verkehrsträger fungiere und möglichst alle Mobilitätsformen (Fahrrad, Pedelec, PKW, 

Bus, zu Fuß) berücksichtigen sollte. Nur wenn sichere und von der Anzahl her 

genügend Parkplätze für Autos und Fahrräder zur Verfügung stehen, könnten 

Wegeketten erfolgreich ausgebaut werden. Hierzu sollten auch künftige Bedarfe wie 

das Laden der E-Autos/ Pedelecs mit Strom bedacht werden. Es wird die Erzeugung 

von eigens produziertem Strom auf Dach- und/oder Fassadenflächen angeregt. 

Bereiche, die entsiegelt werden, sollten in einem unverdichteten Zustand versetzt 

werden um eine rasche Versickerung des Niederschlags zu ermöglichen. Im Hinblick 
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auf die Zunahme von extremen Niederschlagsereignissen sollten natürliche 

Versickerungsmöglichkeiten geschaffen werden. Die Materialien sollten so erwählt 

werden, dass versiegelte Flächen Sonneneinstrahlung reflektieren. 

Auch sollten die zunehmenden sommerlichen Hitzeperioden durch die Erzielung von 

Verdunstungskühle, z.B. durch begrünte Dachflächen abgemildert werden. 

Gegenäußerung der Vorhabenträgerin: 

Die Vorhabenträgerin nimmt die Hinweise und Anmerkungen des 

Klimaschutzmanagements zur Kenntnis und wird diese berücksichtigen. Die 

Anordnung der Parkflächen werde im Zuge der Maßnahme neu geregelt. Leider lasse 

sich jedoch die Reduzierung der Stellplätze durch die Errichtung der Rampenanlage 

nicht vermeiden. Die Bahn habe das Mobilitätsprogramm „Bike&Ride“ ins Leben 

gerufen. Ziel des Programms sei es Rad- und Bahn besser miteinander zu vernetzen. 

Daher habe sich die Vorhabenträgerin darauf verständigt nach Beendung die 

Umbauarbeiten zusätzliche Abstellmöglichkeiten für Fahrräder und E-Bikes zu 

schaffen. 

Eine Äußerung des Landkreises Holzminden im Rahmen der Online-Konsultation 

erfolgte hierauf nicht. 

Bewertung der Planfeststellungsbehörde: 

Die Planfeststellungsbehörde hat die Zusage der Vorhabenträgerin in diesen Bescheid 

unter A.5.1.1 aufgenommen. Ein weiterer Regelungsbedarf ist nicht ersichtlich. 

Die Belange des Klimaschutzmanagements sind damit gewahrt. 

B.4.7 Artenschutz 

Um die Belange des Artenschutzes hinreichend zu würdigen, hat die Vorhabenträgerin 

einen Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (Anlage 13.2 der Planunterlagen) erstellt. 

Im Ergebnis des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages wird festgestellt, dass 

Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG unter Einbeziehung der genannten 

Vermeidungs- und vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) nicht 

verletzt werden. Eine Ausnahmegenehmigung nach § 45 BNatSchG ist nicht 

erforderlich. 

Das Vorhaben ist aus Artenschutzrechtlicher Sicht hiernach zulässig. 

Die Untere Naturschutzbehörde teilt mit Stellungnahme vom 01.04.2020 mit, das 

Maßnahmen, die in den Schotterkörper eingreifen, wie das geplante Stopfen der Gleise 
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für während des Winterschlafs immobile Zauneidechsen eine Gefährdung darstellen 

würden. Es wird die Aufnahme einer Nebenbestimmung gefordert, dass Arbeiten am/im 

Schotterbett nur in den Sommermonaten stattfinden dürfen. 

Eine im August 2021 durchgeführte Prüfung durch die Vorhabenträgerin hat tatsächlich 

ein Vorkommen von Zauneidechsen im Baubereich ergeben. 

Um den Tatbestand der Tötung der Zauneidechsen zu minimieren, hat die 

Vorhabenträgerin den Bauablauf angepasst und nach Möglichkeit in die 

Sommermonate verschoben. 

Lediglich für Einzelmaßnahmen ist dies nicht möglich. Nur die nachstehenden Arbeiten 

im Schotterbett mit geringem Risikopotenzial müssen in den Wintermonaten 

durchgeführt werden. 

• Kampfmittelsondierung an Gleis 1 - 23.11.2021 – 25.11.2021: Hier sind punktuell 

Bohrungen nötig. Die Gefahr, ggf. einzelne im Schotter eingegrabenen Tieren zu 

treffen, ist sehr gering und erhöht das allgemeine Lebensrisiko nicht signifikant 

• Baustellenzufahrt über Gleise 2 und 3 ertüchtigen 01.02-02.02.2022, 2x 4h (Strail 

Platten ergänzen), Foto 4219: Hierfür wird der Gleisschotter nicht bewegt 

• Stopfen der Gleise 1, 2 und 3 vom 08.03.2022 bis 10.03.2022: Der Stopfpickel 

greift nur 15 cm unter Unterkante Schwelle in den Schotter ein. Erfahrungen haben 

gezeigt, dass die Tiere im Schotterbett i.d.R. in tieferen Lagen überwintern. Sollten 

wider Erwarten einzelne Tiere vorkommen, muss auch hier nicht von einer 

signifikanten Erhöhung des allgemeinen Lebensrisikos ausgegangen werden.  

• Gleise 2 und 3 einbohlen für Logistikfahrt (Überfahrt Ramme) vom 15. bis 

16.02.2022: Beim Einbohlen wird der Gleisschotter gem. Aussage Technischer 

Planung nicht wirklich bewegt 

• Die Gleise müssen noch einmal eingebohlt werden für eine Logistikfahrt (Überfahrt 

Ramme) am 20 – 21.01.2023: Beim Einbohlen wird der Gleisschotter gem. 

Aussage Technischer Planung nicht wirklich bewegt 

 

Die UNB hat den Arbeiten mit der Mail vom 08.09.2021, 14:42 Uhr zugestimmt. 

Die Belange des Artenschutzes sind damit gewahrt. 
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B.4.8 Immissionsschutz 

B.4.8.1 Baubedingte Lärmimmissionen 

Das Vorhaben ist mit bauzeitlichen Beeinträchtigungen verbunden, die sich aus dem 

Erfordernis einer Baudurchführung parallel zum laufenden Eisenbahnbetrieb ergeben. 

Eine Baustelle ist eine Anlage im Sinne von § 3 Abs. 5 BImSchG als eine funktionale 

Zusammenfassung von Maschinen, Geräten u. ä. Einrichtungen. Allerdings zählen 

Baustellen nicht zu den genehmigungsbedürftigen Anlagen, sondern sind nach § 22 

Abs. 1 BImSchG zu beurteilen. Einen Maßstab zur Beurteilung von Baustellenlärm gibt 

die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm (AVV Baulärm – 

Geräuschimmissionen) vom 19.08.1970. Darin sind unter Ziffer 3.1.1 Immissions-

richtwerte festgehalten, bei deren Einhaltung grundsätzlich von einer zumutbaren 

Lärmbelästigung ausgegangen werden kann. 

Für die Anwohner ergeben sich aus der Baumaßnahme je nach Entfernung von 

lärmintensiven Tätigkeiten unterschiedliche Geräuschimmissionen. Die im Rahmen der 

Baumaßnahmen zum Einsatz kommenden lärmrelevanten Anlagen, Anlagenteile und 

Nebeneinrichtungen sind unter Beachtung des Standes der Technik zur Lärm-

minderung und zur Reduzierung von Erschütterungen zu errichten und zu betreiben. 

Die Vorhabenträgerin hat den Planunterlagen (Unterlage 12) eine Schall- und 

erschütterungstechnische Untersuchung beigefügt. 

Die Ergebnisse der Schalltechnischen Untersuchung zeigen, dass wegen der geringen 

Entfernung der Baustelle zu der angrenzenden Bebauung teilweise deutliche 

Überschreitungen der Immissionsrichtwerte der AVV Baulärm auftreten können. 

Die Festlegung der baubedingten Lärmgrenzwerte folgt der AVV Baulärm. Weil die 

AVV Baulärm nicht die Möglichkeit der Stellung von Ersatzwohnraum und demgemäß 

auch keine Lärmschwelle hierfür nennt, war diese durch die Planfeststellungsbehörde 

festzusetzen. Die Planfeststellungsbehörde hat sich an den von der Rechtsprechung 

entwickelten Lärmgrenzwerten zum Gesundheitsschutz und zur grundrechtlichen 

Eigentumsbeeinträchtigung orientiert. Gemäß der Rechtsprechung des 

Bundesverwaltungsgerichts (vgl. BVerwG 9 A 67/03, Urt. v. 10.11.2004; BVerwG 4 A 

5/04, Urt. v. 23.02.2005) beginnt die Grenze der gesundheitsgefährdenden 

Grundrechtsbeeinträchtigung durch Lärm bei 70 dB (A) tags/60 dB (A) nachts. 

Ob dann tatsächlich bereits eine Grundrechtsbeeinträchtigung vorliegen soll, ist den 

Entscheidungen jedoch nicht zu entnehmen. Die genannten Urteile beziehen sich auf 

Verkehrslärm. Dieser ist zwar auch durch Lärmspitzen, im Vergleich zum Baulärm aber 
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doch durch eine größere Gleichmäßigkeit gekennzeichnet. Dies gilt insbesondere für 

Eisenbahnlärm im Vergleich zum Straßenverkehrslärm. Baulärm dagegen ist nach 

Auffassung der Planfeststellungsbehörde durch eine größere Impulshaltigkeit und 

Unregelmäßigkeit mit störenden Spitzen gekennzeichnet. Es wird vom Eisenbahn-

Bundesamt ein Grenzwert von 60 dB (A) nachts als angemessen angesehen. Diesen 

Wert, und den von 70 dB (A) tags, hat der Bundesgerichtshof bereits im Urteil vom 

10.12.1987 (III ZR 204/86) als Grenze der enteignungsrechtlichen Zumutbarkeit (für 

ein Mischgebiet) angesehen. Dieser zivilrechtlichen Rechtsprechung hat sich das 

Bundesverwaltungsgericht angeschlossen (Urt. v. 28.10.1998, 11 A 3.98; Urt. v. 

12.04.2000, 11 A 18.98). Dieser Wert ist nach Auffassung der 

Planfeststellungsbehörde hier anzusetzen, denn es handelt sich um störenden 

Baulärm während der besonders schutzbedürftigen Ruhephase. 

Ausweislich der schall- und erschütterungstechnischen Untersuchung ist eine 

Überschreitung der „grundrechtlichen Zumutbarkeitsschwelle“ zu erwarten. 

Die Vorhabenträgerin hat im Erläuterungsbericht (Anlage 1 der Planunterlagen) 

zahlreiche Maßnahmen dargestellt, welche dem Schutz der Anwohner dienen. 

Die Planfeststellungsbehörde trifft in Kapitel A.4.5.1 mehrere Nebenbestimmungen, um 

die Auswirkungen des Vorhabens auf die Nachbarschaft zu minimieren. Die 

Nebenbestimmungen sind geeignet und erforderlich, um eine über das im Gutachten 

zu erwartende Maß hinausgehende Beeinträchtigung der Nachbarschaft zu vermeiden. 

Und sie sind auch nicht unverhältnismäßig im engeren Sinne. 

B.4.8.2 Baubedingte Erschütterungsimmissionen 

Die Abschätzung von Art, Umfang und Dauer von potenziellen Betroffenheiten durch 

baubedingte Erschütterungsimmissionen beruht auf Annahmen zum voraussichtlichen 

Bauablauf. 

Unter Berücksichtigung der Anhaltswerte der DIN 4150 Teil 2 bzw. Teil 3 ist zu 

erwarten, dass die Bautätigkeiten sowohl zeitlich als auch begrenzt potenzielle 

Betroffenheiten auslösen könnten. 

Etwaige Betroffenheiten sind gem. der Schall- und erschütterungstechnischen 

Untersuchung (Anlage 12) durch entsprechende Arbeiten an umliegenden Gebäuden 

mit Räumen zum dauerhaften Aufenthalt von Menschen in einem Korridor von ca. 25 

m zur Baumaßnahme erfahrungsgemäß nicht auszuschließen. Der Abstand zwischen 

Erregerquellen an der Baumaßnahme und schutzbedürftiger Bebauung kann dabei an 

den Gebäuden „Bahnhofstraße 37, 37 A, 39 und 41 sowie Steinstraße 2“ weniger als 
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50 m betragen. Demzufolge kann für diese Gebäude nicht ausgeschlossen werden, 

dass zumindest zeitweise relevante Erschütterungsimmissionen auftreten können. 

Infolge dessen ist für dieses Gebäude ein Schutzmaßnahmenkonzept gegen 

baubedingte Erschütterungen zweckmäßig, um erhebliche Belästigungen der 

Anwohner durch die Baumaßnahme zu vermeiden.  

Die Vorhabenträgerin hat im Erläuterungsbericht (Anlage 1 der Planunterlagen), auch 

zum Schutz vor baubedingten Erschütterungen, zahlreiche Maßnahmen erläutert. 

Die Erstellung eines Schutzmaßnahmenkonzeptes wurde durch die Nebenbestimmung 

A.4.5.2 sichergestellt. 

Weiterhin ist die Durchführung von gebäudetechnischen Beweissicherungen vor und 

nach Umsetzung der Baumaßnahe durch die Nebenbestimmung A.4.5.2 sichergestellt. 

Bewertung des Eisenbahn-Bundesamtes: 

Mit den im Erläuterungsbericht genannten und planfestgestellten Maßnahmen sowie 

den in diesem Bescheid erlassenen Nebenbestimmungen (A.4.5) sind die Belange des 

Immissionsschutzes gewahrt. 

B.4.9 Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz 

Das Vorhaben ist mit den Belangen von Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz 

vereinbar. 

Die Vorhabenträgerin hat dem Eisenbahn-Bundesamt in einer Umwelterklärung vom 

13.12.2018 erklärt, dass bau- oder betriebsbedingt gefährlichen Abfälle anfallen 

können. Daraufhin wurde eine Abfallrechtliche Kurzdarstellung erstellt, in welcher 

detaillierte Arten und Mengen aufgeführt wurden. Danach sind bau- und 

betriebsbedingt keine erheblichen Beeinträchtigungen durch anfallende gefährliche 

Abfälle zu erwarten, da alle gefährlichen Abfälle nach den abfallrechtlichen Vorschriften 

ordnungsgemäß entsorgt werden. 

Im Zuge des Projektes wurde ein Bodenverwertungs- und Entsorgungskonzept 

(BoVEK) –Kurzkonzept erstellt. Die anfallenden Abfälle sind hiernach im Zuge der 

Ausführung zu analysieren und zu deklarieren. Sofern nicht wiederverwendbare Stoffe 

vorgefunden werden, sind diese fachgerecht der Entsorgung zuzuführen und die 

Entsorgung nachzuweisen. 

Eine Stellungahme der Unteren Abfallbehörde ist nicht eingegangen. 

Die Untere Bodenschutzbehörde teilt mit Stellungnahme vom 15.06.2018 mit, dass die 

Auskunft aus dem Altlastenverzeichnis ergeben hat, dass für die betroffenen 
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Grundstücke sich im Zuge der kreisfreien Erfassung von Altablagerungen (alte 

Deponien) keine Verdachtsmomente für eine Altlast ergeben haben. Auf einem 

Grundstück hat sich ehemals ein Bahnbetriebswerk befunden. Nach dem 

Branchenkatalog zur historischen Erfassung von Altstandorten (BKat 1999) sind 

Standorte auf denen sich ehemals Bahnbetriebswerke befunden haben 

uneingeschränkt altlastenrelevant, da dann aufgrund der Betriebsstrukturen, 

Produktions- und Verfahrensabläufe ein kontaminierter Standort zu vermuten ist und 

zwar unabhängig von den standortspezifischen Gegebenheiten. Konkrete 

Bodenuntersuchungen liegen bei der Bodenschutzbehörde nicht vor. Es wird 

empfohlen: „Bei Eingriffen in den Boden (z. B. Herstellung einer Baugrube u. ä.) ist auf 

ggf. vorhandene schädliche Bodenveränderungen zu achten. Werden entsprechende 

Veränderungen organoleptisch festgestellt, ist hierüber die Untere 

Bodenschutzbehörde unverzüglich zu unterrichten. Die Bauarbeiten sind in einem 

solchen Fall bis zur Klärung der Sachlage zu unterbrechen. 

Die Planfeststellungsbehörde hat die Empfehlung als Nebenbestimmung unter A.4.6. 

erlassen. Auf die weiteren Nebenbestimmungen unter A.4.6 wird verwiesen. 

B.4.10 Denkmalschutz 

Das Niedersächsische Landesamt für Denkmalpflege erhebt mit Stellungnahme vom 

08.04.2020 keine fachlichen Einwände gegen die Planung. Jedoch seien die 

denkmalfachlichen Belange nicht vollständig dargestellt. Im Erläuterungsbericht sei die 

Denkmaleigenschaft für das Empfangsgebäude und den Lokschuppen dargestellt, 

jedoch nicht für die Bahnsteigüberdachungen. Die Überdachung am Mittelbahnsteig 

sei 2002 als Einzeldenkmal ins Verzeichnis der Kulturdenkmale mit Objektkennziffer in 

Adabweb 255023.00574 eingetragen worden. Die Überdachung des Hausbahnsteiges 

sei in diesem Zusammenhang dem Bahnhofsempfangsgebäude (255023.00264) 

zugeordnet worden und sei ebenfalls als Einzeldenkmal anzusehen. Für den Abriss 

der Hausbahnsteigüberdachung sowie die Einkürzung der 

Mittelbahnsteigüberdachung sei noch eine ergänzende Begründung erforderlich. 

 
Gegenäußerung der Vorhabenträgerin: 

Die Vorhabenträgerin erwidert, dass die Genehmigung zur Einkürzung des Daches auf 

dem Mittelbahnsteig und zum Rückbau des Daches am Hausbahnsteig durch die 

Untere Denkmalbehörde erteilt worden sei. Der Rückbau des hölzernen Teils des 

Daches auf dem Mittelbahnsteig, welcher nicht unter Denkmalschutz stehe, sei 

notwendig, um die barrierefreie Anbindung des Bahnsteigs mittels einer Rampe, 
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welche eine 99,9%ige Verfügbarkeit garantiere, realisieren zu können. Jedoch bliebe 

die historische Überdachung mit eisernen Stützen erhalten. 

Der Rückbau des nachträglich errichteten Daches am Hausbahnsteig soll zum einen 

die historische Fassade des Gebäudes freilegen und zum anderen die Errichtung eines 

taktilen Leitsystems auf dem Bahnsteig ermöglichen. 

Eine Äußerung des Nds. Landesamt für Denkmalpflege im Rahmen der Online-

Konsultation erfolgte hierauf nicht. 

Der Vorhabenträgerin wurde die Genehmigung nach § 24 Nds. Denkmalschutzgesetz 

am 12.11.2018 von der Stadt Holzminden erteilt. Diese Genehmigung wurde am 

02.12.2020 von der Stadt Holzminden verlängert. Von der Vorhabenträgerin sind die 

dort geregelten Auflagen und Hinweise zu beachten. 

Die Planfeststellungsbehörde hat ergänzend die Nebenbestimmung A.4.7 erlassen. 

Die Belange des Denkmalschutzes sind damit gewahrt. 

B.4.11 Brand- und Katastrophenschutz 

Der Landkreis Holzminden teilt mit Stellungnahme vom 09.07.2018 als Bereich 

Kreisentwicklung/Wirtschaftsförderung mit, dass die Unterlagen brandschutztechnisch 

geprüft wurden. Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken, wenn folgende 

Auflagen beachtet werden: 

Sicherheitstechnische Einrichtungen zur Personenunterführung und 

Brandbekämpfung wie Hydranten, Hinweisschilder, Brandschutzverordnung, 

Feuerlöscher, u. s. w. dürfen nicht blockiert oder verstellt werden. 

Die Aufstell- und Bewegungsfläche für die Feuerwehr sind mit dem Stadtbrandmeister 

abzustimmen. 

Die Vorhabenträgerin hat den Planunterlagen eine IVE Studie sowie einen 

Fachtechnischen Prüfbericht – Fachbereich Brandschutz beigefügt. 

Die Planfeststellungsbehörde hat die Auflagen unter A4.10 aufgenommen. 

Die Belange des Brandschutzes sind damit gewahrt. 

B.4.12 Öffentliche Ver- und Entsorgungsanlagen 

Mehrere Leitungsbetreiber (Stadtwerke Holzminden GmbH, Westfalen Weser Netz 

GmbH, Vodafone Kabel Deutschland GmbH) weisen auf den Bestand von Anlagen im 

Planbereich hin und bitten darum, dass diese bei der Bauausführung zu schützen und 
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zu sichern sind, nicht überbaut und vorhandene Überdeckungen nicht verringert 

werden dürfen. 

Sollte eine Umverlegung oder Baufeldfreimachung der Anlagen erforderlich werden, 

wird darum gebeten mindestens drei Monate vor Baubeginn einen entsprechenden 

Auftrag an die in den jeweiligen Stellungnahmen genannte (E-Mail) Adresse zu 

veranlassen. 

Die Vorhabenträgerin sagt die Einhaltung der Vorgaben bei der weiteren Planung zu. 

Das Eisenbahn-Bundesamt hat vorsorglich die Nebenbestimmung A.4.8 erlassen. 

Die Zusage wurde unter A.5.1.4 und A.5.1.5 aufgenommen. 

Die Belange der Leitungsbetreiber sind somit gewahrt. 

B.4.13 Kampfmittel 

Das LGLN gibt in seiner Stellungnahme vom 28.01.2020 an, dass die derzeit 

vorliegenden Luftbilder nicht vollständig ausgewertet wurden. Eine Luftbildauswertung 

sowie eine Sondierung wurde nicht durchgeführt. Die Fläche wurde auch nicht 

freigeräumt. Für die Baufläche besteht der allgemeine Verdacht auf Kampfmittel. Es 

wird eine Luftbildauswertung empfohlen. 

Das Eisenbahn-Bundesamt hat vorsorglich die Nebenbestimmung A.4.9 erlassen. 

B.4.14 Sonstige öffentliche Belange 

B.4.14.1 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie Stellungnahme vom 25.03.2020 

Das LBEG gibt in seiner Stellungnahme an, dass im Untergrund des Planungsgebietes 

bereits geländeoberflächennah wasserlösliches Gestein aus dem Oberen 

Buntsandstein ansteht, in dem mit großer Wahrscheinlichkeit Auslaugung stattfinde 

(reguläre Auslaugung, Sulfatkarst), sodass im Gebiet die geologischen 

Voraussetzungen für das Auftreten von Erdfällen gegeben sei. 

Des Weiteren gibt das LBEG an, dass der in der Nähe des Planungsgebiets bekannte 

Erdfall mehr als 2 km entfernt liege, sodass nur ein relativ geringes Erdfallrisiko bestehe 

und somit in die Erdfallgefährdungskategorie 3 eingestuft (gemäß Erlass des 

Niedersächsischen Sozialministers „Baumaßnahmen in erdfallgefährdeten Gebieten“ 

vom 23.02.1987, AZ. 305.4-24 110/2) werde. Es werde daher für Bauvorhaben bzgl. 

der Erdfallgefährdung empfohlen, entsprechende konstruktive Sicherungsmaßnahmen 

einzuplanen. 
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Der o.g. Erlass beziehe sich auf Wohngebäude, könne jedoch sinngemäß auch für 

andere Bauwerke Anwendung finden. Bauwerke seien so zu bemessen und 

auszuführen, dass ein plötzliches Versagen wesentlicher Tragglieder beim Eintreten 

eines Erdfalles verhindert werden. Wesentliche Tragglieder in diesem Sinne sind 

stützende und tragende Bauteile, bei deren Versagen oder Herunterfallen das gesamte 

Bauwerk oder wesentliche Teile davon einstürzen und dadurch Menschenleben 

gefährden könnten. 

Im Planungsbereichen stehe zudem setzungsempfindlicher Baugrund an. Hierbei 

handele es sich um wasserempfindlichen Ton und Tongesteine aus dem Oberen 

Bundsandstein sowie um Lockergesteine mit geringer bis mittlerer 

Setzungsempfindlichkeit aufgrund geringer Steifigkeit wie z.B. Lösslehm, Auelehm. 

Die gründungstechnischen Erfordernisse seien im Rahmen der Baugrunderkundung 

zu prüfen und festzulegen. Die allgemeinen Vorgaben der DIN EN 1997-1:2014-03, 

sowie der DIN 1054:2010-12 und der DIN EN 1997-1/NA:2010-12 seien für die 

geotechnische Erkundung maßgebend. Der Umfang der geotechnischen Erkundung 

ergebe sich aus der DIN EN 1997-2:2010-10, der DIN 4020:2010-12 und der DIN EN 

1997-2/NA: 2010-12. Außerdem werde darauf hingewiesen, dass im 

Niedersächsischen Bodeninformationssystem NIBIS Vorabinformationen zum 

Baugrund abgerufen werden können. Eine geotechnische Erkundung werde durch 

diese Stellungnahme nicht ersetzt. 

Gegenäußerung der Vorhabenträgerin 

Die Vorhabenträgerin hat die Hinweise und Anmerkungen des Landesamtes für 

Bergbau, Energie und Geologie zur Kenntnis genommen und werde diese 

entsprechend berücksichtigen. Im Vorfeld der geplanten Maßnahme seien bereits 

geotechnische Untersuchungen vorgenommen worden. 

Sofern sich bei Erdarbeiten nennenswerte Abweichungen abzeichnen, werde 

umgehend ein qualifizierter Gutachter hinzugezogen. Eine Äußerung des LBEG im 

Rahmen der Online-Konsultation erfolgte hierauf nicht. 

Aus Sicht der Planfeststellungsbehörde besteht kein Regelungsbedarf, da ein 

entsprechendes Gutachten am 11.09.2018 von der IGH Ingenieurgesellschaft 

Grundbauinstitut Dr.-Ing. Weseloh & Prof. Dr.-Ing Müller-Kirchbauer mbh erstellt und 

entsprechend in den Planunterlagen eingearbeitet worden ist. 
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Zudem sagt die Vorhabenträgerin zu, dass die Hinweise und Anmerkungen des LBEG 

berücksichtigt werden. Insoweit schließt sich die Planfeststellungsbehörde den 

Ausführungen der Vorhabenträgerin an und sieht keinen weiteren Regelungsbedarf. 

B.4.14.2 Deutsche Bahn AG DB Immobilien Stellungnahme vom 17.03.2020 

Die Deutsche Bahn AG- DB Immobilien äußert keine Bedenken gegen das geplante 

Vorhaben, sofern die nachfolgenden Bedingungen, Auflagen sowie Hinweise 

berücksichtigt werden: 

Erläuterungsbericht: 

Die Strecken 1940 (km 150,467) und 2974 (km 48,62) enden in Holzminden, Mitte EG 

• Holzminden sei betrieblich ein Bahnhof, kein Haltepunkt 

• Die Bahnstrecke sei entgegen des Erläuterungsberichtes nicht elektrifiziert 

• Die Bahnstrecke 1940 sei abschnittsweise zweigleisig 

• Die Streckengeschwindigkeit der Bahnstrecke 1940 betrage 100 km/h 

• Der Rückbau der Beschallungsanlagen und der Fernsprechkasten sei mit dem 

Anlagenverantwortlichen der DB Netz AG abzustimmen 

• Es würden Aussagen zu den vorhandenen Signalen fehlen. Diese seien mit in dem 

Erläuterungsbericht aufzunehmen 

• Die Baustelleneinrichtungsfläche sei mit der Durchführung (z.Z. DB Netz AG — 

Regionalnetz Harz-Weser (I.NVR-N-R-HWE)) abzustimmen 

Lageplan Rückbau: 

• Der Plan weise den Rückbau von Signalen aus, obwohl die Baumaßnahme 

während des laufenden Betriebes durchgeführt werden solle. 

Bauwerksverzeichnis: 

• Die Sicherung des Bahnübergangs werde nicht dargestellt; betriebliche 

Regelungen fehlen. Es müsse eine Sicherung des Kabelkanals und der Kabel / 

Leitungen erfolgen. Dies sei mitaufzunehmen in die Planunterlagen. 

Baustelleneinrichtung: 

• Es müsste zwingend Regelungen zur Sicherung des Bahnübergangs 

aufgenommen werden. 
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• Durch die Nutzung der Fläche zwischen Gleis 1 und 2 (Nummer 30) dürfe der 

Bahnbetrieb nicht gefährdet und die Signalsicht nicht eingeschränkt werden 

Landschaftspflegerischer Begleitplan — Maßnahmenplan 

• Der als „bestehender BÜ“ eingezeichnete Bahnübergang existiere nicht. Dieser sei 

aus den Unterlagen zu löschen 

Zudem formulierte die DB AG —- DB Immobilien noch folgende weitere Auflagen: 

Die Entwässerung der Bahnsteige 1/2 und 3 solle über die vorhandenen 

Gleisquerungen in Bahn-km 150,43 und 150,90 der Strecke 1940 erfolgen. Im Frühjahr 

2019 habe das Kanalmanagement beide Querungen durch eine Kanalinspektion 

überprüfen lassen (Stufe 2 des 3-SKP). DB Station & Service und das planende Büro 

Spettmann & Kahr wurden im Rahmen einer fachlichen Beratung zum BoVEK 

Kurzkonzept und Kanalmanagement am 03.07.2019 über das Ergebnis unterrichtet 

(siehe Anhang); hierzu wurden auch Empfehlungen ausgesprochen, die planerisch 

jedoch nur teilweise übernommen wurden. Die DB Immobilien bitte zudem zu Punkt 5 

des Erläuterungsberichtes und des Lageplans 03.02.00_GL002-Z-

0500_a_Gesamtanlage folgendes zu beachten: Die Anschlüsse an die Kanalquerung 

würden in km 150,90 bei der Strecke 1940 und in km 48,817 auf der Strecke 2974 

erfolgen. Bei der Querung handele es sich nicht um einen städtischen 

Mischwasserkanal, sondern dieser diene bahnintern zum Regenwassertransport von 

der Bahnhof-Ostseite und zur Tiefenentwässerung im Gleisbereich. Diese beiden 

Funktionen seien weiterhin erforderlich. Das bestehenbleibende Bahnsteigdach und 

der südliche Teil des Mittelbahnsteigs werden an den städtischen Mischwasserkanal 

südlich der Station bei km 48.8+17 angeschlossen. Bei dem querenden Kanal unter 

dem Gleis 3 sei eine Querschnittsreduzierung von DN300 auf DN200 vorhanden. Diese 

Rohrdimension sei für den zusätzlichen Anschluss der Bahnsteig- Entwässerung nicht 

ausreichend, da sich der direkt aufzunehmende Abfluss bei Starkregenereignissen 

durch die neue Anbindung vom Bahnsteig 1 / 2 über Schacht S 3-03 deutlich erhöhe 

(> 8,4l/s); die DB Station & Service und das Planungsbüro seien darauf hingewiesen 

worden (siehe Anhang). Daher müsse die vorhandene Gleisquerung zwingend vor dem 

Anschluss der neuen Bahnsteigentwässerung durchgehend auf einen Rohrquerschnitt 

> DN300 erneuert werden. Diese Erneuerung sei vorhabebezogen zu finanzieren, da 

es sich um projektverursachende Änderungen handele. 

Gegenäußerung der Vorhabenträgerin 

Die Vorhabenträgerin gibt an, die Hinweise bei der weiteren Planung zu beachten und 

umzusetzen. Der Rückbau der Beschallungsanlage und der Fernsprechkästen werde 
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im Zuge der Ausführungsplanung durch den Fachplaner TK mit dem 

Anlagenverantwortlichen der DB Netz AG abgestimmt. Der Rückbau von Signalen sei 

nicht vorgesehen, jedoch müssten teilweise Signale höhentechnisch angepasst 

werden, was in Sperrpausen erfolge. Die Anpassung der Pläne erfolge dahingehend 

im weiteren Planungsprozess. Die Vorhabenträgerin gibt weiterhin an, dass es sich bei 

dem im Bauwerksverzeichnis gekennzeichneten BÜ eher um einen technisch 

ungesicherten betriebsinternen Überweg handele, welcher für den Umbau der Station 

ertüchtigt und im Anschluss zurückgebaut werden solle. Die Sicherung und die 

betrieblichen Regelungen werden jedoch erst in den Planunterlagen der nächsten 

Leistungsphasen kenntlich gemacht. 

Die Entwässerung des Hausbahnsteiges erfolge durch Kastenrinnen an der 

Bahnsteighinterkante sowie entlang der Rampenanlage. Mittels 

Entwässerungsschächten und Sammelleitungen auf dem Bahnsteig werde die 

Entwässerung vom nördlichen Bereich an die vorhandene DB Regenwasserleitung 

neben dem Bahnhofsgebäude angeschlossen. Der südliche Bereich des 

Hausbahnsteiges werde durch Kastenrinnen auf dem Bahnsteig gefasst und mittels 

Sammelleitungen an die städtische Mischwasserleitung, die das Bahngelände im 

südlichen Bereich quert, angeschlossen. Die Entwässerung des Mittelbahnsteiges 

erfolge über Kastenrinnen entlang der Treppen- und Rampenanlage sowie, aufgrund 

der unterschiedlichen Höhen, über außermittige Rinnen. Mittels 

Entwässerungsschächten und Sammelleitungen werde die Entwässerung des 

nördlichen Teils des Mittelbahnsteigs an die bestehende DB-RW-Leitung in der Nähe 

der PU angeschlossen. Das Bahnsteigdach, das bestehen bleibt und der südliche Teil 

des Mittelbahnsteigs werde an den städtischen MW Kanal (Bestand) südlich der 

Station bei km 48.8+10 angeschlossen. 

Die Bereiche der nördlichen PU werde an die bestehende Regenwasserleitung (DN 

500 der DB) angeschlossen. Alle Bereiche südlich der PU und das Bahnsteigdach vom 

Mittelbahnsteig würden an den städtischen Mischwasserkanal angeschlossen werden. 

Die Hinweise durch das Kanalmanagement zur Entwässerung der Bahnsteige 1,2 und 

Gleis 3 sowie zur erforderlichen Sanierung von Haltung und Schächten seien bereits 

in die Planung eingeflossen. 

Die vorhandene Querung im Bereich der Personenunterführung werde stillgelegt und 

durch eine neue Querung DN 200 ersetzt, was mit Hilfe des Micro-Tunneling-

Verfahrens (oder gleichwertig) erfolgen solle. Die Querung am Bahnsteigende werde 

im Rohr-im-Rohr-Verdrängungsverfahren ebenfalls erneuert. 
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Im Rahmen der Online-Konsultation beantragte die DB Immobilien eine 

Fristverlängerung bis zum 04.06.2021. Eine Äußerung erfolgte indessen nicht. 

Die Zusagen der Vorhabenträgerin wurden unter A.5.1.3. berücksichtigt. 

Die Planfeststellungsbehörde sieht keinen weiteren Handlungsbedarf. 

B.4.14.3 SoVD Landesverband Niedersachsen und Kreisverband Holzminden 
Stellungnahmen vom 26.10.2018 und 17.03.2020 

Der Sozialverband Deutschland (SoVD), Landesverband Niedersachsen e. V., äußert 

sich in seiner Stellungnahme vom 26.10.2018, zur Problematik der von ihm vertretenen 

Menschen bei der Teilnahme am öffentlichen Verkehr. Er begrüße jeden Schritt zum 

Abbau von Barrieren, um die Teilhabe von in ihrer Mobilität eingeschränkten Personen 

sicherzustellen. Der SoVD gibt allgemeine und grundsätzliche Hinweise zur Planung, 

weist auf einschlägige Normen und Richtlinien hin und äußert sich zum konkreten 

Vorhaben sowie zum Fortgang des Verfahrens. 

In seiner Stellungnahme vom 17.03.2020 weist der SoVD, Kreisverband Holzminden 

e. V., darauf hin, dass beim geplanten Rückbau der Überdachung darauf zu achten sei, 

dass es für Rollstuhlfahrer einen überdachten Bereich auf beiden Seiten gebe, wo ein 

Rollstuhl quer zum Bahnsteig wettergeschützt stehen könne. Daher wäre die 

Wiederherstellung der bisherigen Überdachung zum Bahnhofsgebäude notwendig. Um 

die Wege zu verkürzen sollten die Treppen zum Tunnel am Bahnhofsgebäude mit einer 

direkten Verbindung zum abgesenkten Bereich Richtung Bahnhofsgebäude mit einer 

dreistufigen Treppe verbunden werden. Bei der Verkürzung des Bahnsteiges sei darauf 

zu achten, dass die Informationen (Lautsprecherdurchsagen und Anzeigen) auch für 

mobilitätseingeschränkte Menschen und Radfahrer, die zu meist im letzten Wagen 

untergebracht seien, noch lesbar sowie hörbar zu gestalten seien. Der SoVD führt 

weiter an, dass auch auf dem Mittelsteig eine Möglichkeit bestehen müsse, sich vor 

Regen und Hitze schützen zu können. Der SoVD empfehle nach Fertigstellung des 

Blindenleitsystems Kontakt mit dem Blindenverband in Hannover aufzunehmen und 

vor der Übergabe zu prüfen, ob das Leitsystem durchgängig und richtig verlegt sei. Das 

betreffe insbesondere auch den Bereich am Hausbahnhof und der Unterführung. 

Zudem seien beim Gebäude Hausbahnhof die Eigentumsverhältnisse zu 

berücksichtigen. Außerdem seien auch Überlegungen erforderlich, wie z.B. vom Taxi 

bzw. Bushaltestelle das Leitsystem als geschlossenes System durch das Gebäude 

zum Hausbahnhof gedacht sei. Der SoVD fordere zudem, dass ein Augenmerk auf die 

Ausleuchtung des Bahnhofs insgesamt, also auch des Vorplatzes, zu richten sei. 

Außerdem sehe der SoVD den zukünftigen Umgang mit der ELA-Anlage sehr kritisch. 
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Die Informationen, die es jetzt bereits via Lautsprecher gibt, sollte es auch nach dem 

Umbau weiterhin geben. Es gelte das 2-Sinne-Prinzip und Lautsprecherdurchsagen 

durchzuführen, könne notwendig sein. Insbesondere weil Fahrpläne nicht immer zu 

lesen seien, Anzeigen ausfallen könnten oder durch Lichteinfall nicht erkennbar seien. 

Hier wären Lautsprecherdurchsagen für Reisende erforderlich. Der SoVD begrüße den 

Bau der Rampen. Allerdings sei ein besonderes Augenmerk auf die beidseitigen 

Geländer (Höhe der Geländer) und der Überdachung zu legen. Vor allem in Bereichen, 

wo Regenrinnen (Querrinnen) in den Boden eingelassen seien, sei es für Rollator, 

Rollstuhl und Fahrrad sehr gefährlich, wenn es feucht ist. Das passiere zumeist, weil 

an wenigen Zentimeter Überdachung gespart werde. Aus den Zeichnungen lasse sich 

nicht eindeutig erkennen, inwieweit Überdachungen hier angedacht seien. 

Abschließend werde noch angeregt, am Anfang und Ende eines Geländers von 

Treppen in Brailleschrift eine Kennzeichnung anzubringen, sodass die Blinden bzw. 

Sehbehinderten Menschen wissen, ob es Treppen oder Rampen seien, da nur 

Geländer von Treppen so markiert werden. 

Gegenäußerung der Vorhabenträgerin 

Die Vorhabenträgerin erwidert, dass der Neubau eines Daches am Hausbahnsteig 

nicht vorgesehen sei, jedoch als Ersatz zwei 4-feldrige Wetterschutzhäuser errichtet 

werden sollen. Hier hätten jeweils zwei Rollstuhlfahrer Platz und einen ausreichenden 

Witterungsschutz. Die Überdachung des Mittelbahnsteigs werde nur in Teilen 

zurückgebaut, sodass weiterhin ein ausreichender Witterungsschutz bestehe. Die 

Treppe zur Personenunterführung sei mit dem abgesenkten Bereich verbunden. Die 

Vorhabenträgerin führt weiter aus, dass sich der Hauptzugang zum Bahnhof nördlich 

des Empfangsgebäudes befinde, wo auch die Rampe direkt angeschlossen sei. Eine 

weitere Verkürzung wäre nicht möglich. Bezüglich der Verkürzung des Bahnsteiges 

erwidert die Vorhabenträgerin, dass auf den Bahnsteigen jeweils ein dynamischer 

Schriftanzeiger montiert wird, der über ein Akustikmodul verfüge. Die Geräte seien TSI-

konform und würden über eine ausreichende Beschallung verfügen. Das 

Blindenleitsystem werde nach dem europäischen Regelwerk und der Richtlinie der 

Deutschen Bahn geplant. Zudem werde die korrekte Ausführung vor Ort vor 

Inbetriebnahme geprüft, wodurch sichergestellt werde, dass die Belange behinderter 

Menschen berücksichtigt werden. Eine Erweiterung des taktilen Leitsystems über den 

Zugang des Bahnhofs könne im Rahmen dieses Projekts nicht betrachtet werden, da 

hier das Grundstück der Deutschen Bahn ende. Zu dem Thema Beleuchtung führt die 

Vorhabenträgerin aus, dass diese nach dem gültigen Regelwerk der Deutschen Bahn 

geplant werde, welches nicht im Wiederspruch zu den gesetzlichen Bestimmungen des 
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Bundes stehe. Die Planung entspreche den europäischen Anforderungen und umfasse 

die Ausleuchtung der Bahnsteige und des Parkplatzes einschließlich dem Zugang zu 

den Bahnsteigen. Eine Beleuchtung darüber hinaus sei Angelegenheit der Stadt 

Holzminden. Zum Punkt ELA-Anlage erläutert die Vorhabenträgerin, dass die Station 

künftig über zwei Dynamische Schriftenanzeiger mit Akustikmodul verfügen werde. Die 

DSA-Anlage auf dem Hausbahnsteig werde sich künftig am Bahnsteigzugang 

befinden, die Anlage auf dem Mittelbahnsteig werde am Dach montiert, sodass es auch 

in Zukunft Audioansagen geben werde. 

Anschließend erwidert die Vorhabenträgerin, dass die geplanten Rampen beidseitig 

über einen doppelten Handlauf verfügen werden. Jedoch sei eine Überdachung der 

Rampenanlagen nicht vorgesehen. Die Entwässerung der Bauwerke erfolge mittels 

Kastenrinnen im Abstand von ca. 15m. Das Quergefälle der Rampenläufe und die 

Dimensionierung der Rinnen sei ausreichend, um die Flächen zügig zu entwässern und 

somit das Gefahrenrisiko zu minimieren. Abschließend führt die Vorhabenträgerin aus, 

dass die Planung die Ergänzung von Handlaufbeschriftungen an den Handläufen der 

Treppen in Braille-Schrift vorsehe. Eine Äußerung des SoVD im Rahmen der Online-

Konsultation erfolgte hierauf nicht. 

Aus Sicht der Planfeststellungsbehörde sind weitere Regelungen nicht erforderlich. 

Insbesondere werden bei Einhaltung der Planung der DB keine weitergehenden 

Gefahren gesehen. 

Der Vorhabenträgerin wird ergänzend in Kapitel A.4.11 aufgegeben, im Rahmen der 

Ausführungsplanung zu prüfen, ob die Detailplanung aufgrund der Hinweise des 

Sozialverband Deutschland, Landesverband Niedersachsen e. V. aus dessen 

Stellungnahmen weiter optimiert werden kann. 

B.4.14.4 NordWestBahn GmbH Stellungnahme vom 26.06.2018 

Die NordWestBahn GmbH fragt in ihrer Stellungnahme vom 26.06.2018, Welche 

Ausrichtung der Fahrkartenautomat haben wird und regt an diesen so zu montieren, 

dass das Display nach Norden zeigt. Weiterhin wird nach der Zeitplanung der 

Umbaumaßnahme gefragt und wo der Fahrkartenautomat während der 

Baumaßnahme stehen wird. 

Die Vorhabenträgerin erwidert mit Gegenäußerung vom 16.09.2021, dass der 

Fahrkartenautomat wunschgemäß ausgerichtet wird. Während der Bauzeit wird der 

Fahrkartenautomat in der Nähe der Zuwegung aufgestellt. 

Zur Zeitplanung äußert sich die Vorhabenträgerin nicht. 
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Die Planfeststellungsbehörde hat ergänzend die Nebenbestimmung A.4.13 erlassen. 

Die Belange der NordWestBahn GmbH sind damit gewahrt. 

B.4.15 Inanspruchnahme von Grundeigentum und sonstigen Rechten Dritter 

Ausweislich der Planunterlagen ist eine dauernde oder vorübergehende 

Inanspruchnahme von Grundstücken Dritter über die normale Nutzung öffentlicher 

Straßen hinaus nicht vorgesehen. 

B.4.16 Sonstige private Einwendungen, Bedenken und Forderungen 

Im Rahmen des Datenschutzes und der damit verbundenen Anonymisierung der 

Einwendungen wird unabhängig davon, ob es sich um eine weibliche oder männliche, 

natürliche Person, mehrere natürliche Personen mit der selben Schlüsselnummer oder 

eine juristische Person handelt, einheitlich die männliche Form „der Einwender“ 

benutzt. 

B.4.16.1 Einwender 01, Einwendung vom 20.03.2020 

Der Einwender hat die Einwendung im Namen der Arbeitsgemeinschaft Bahn 

Holzminden-Höxter eingereicht. 

Im Erläuterungsbericht sei der Bahnhof Holzminden der Bahnhofskategorie 4, laut der 

Stationspreisliste mit Stand 01.01.2020 werde er jedoch der Stufe 5 zugeordnet. Im 

Erläuterungsbericht sei auf Seite 7 angegeben, dass die Strecke elektrifiziert sei, was 

nicht stimme. Der Einwender regt an, dass der Zugang zum Personentunnel 

unmittelbar von der Zuwegung neben dem Gebäude ermöglicht werden solle, sodass 

neben der geplanten zweistufigen Treppe vor den Türen der Bahnhofshalle eine 

weitere in der Nähe der Zuwegung zu errichten wäre. Da der direkte Zugang nur noch 

zu den Zeiten der Öffnung der Verkaufsstelle möglich, ggf. eines Tages überhaupt nicht 

mehr, wäre die einzige Treppe unnötig weit vom Zugang zum Bahnsteigbereich 

entfernt. Der Zugang zum Hausbahnsteig über die Personenüberführung verlängere 

sich unzumutbar. Vom Zugang am Gleis 3 entlang bis zu den Stufen vor der Halle des 

EG auf den niedrigen Bahnsteigteil und von dort wieder zurück zur Treppe entstehe 

ein zusätzlicher Weg von 2 mal 30 m. Die Rampe zum erhöhten Bereich sollte näher 

bei den Türen zur Bahnhofshalle liegen. 

Zur Sicherheit der Reisenden müsste der hohe Teil des Hausbahnsteigs (am Gleis) 

breiter und der niedrige Teil (am Gebäude) schmaler werden. In den Planunterlagen 

fehle eine Begründung für den Abbruch des Bahnsteigdaches. Bei Erhalt des Daches 
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entfielen die Kosten für den Abbruch, die zwei Wetterschutzhäuser sowie die 

Einhausung der Treppe. So würde nach der Planung Kosten für die Einfassung der 

Stützen für die Einhausung der Treppe im Bahnsteigbelag, wie auch für die Stützen auf 

dem Mittelbahnsteig vorgesehen, und für eine neue Stützkonstruktion für die 

Einzelstütze am Zugang entstehen, da sich die Stütze jetzt im Bereich der geplanten 

Rampe befinde. Zu bedenken seien hier auch die anfallenden Kosten für die 

Unterhaltung. 

Der Einwender regt weiterhin an, dass eine Öffnung der Bahnhofshalle angestrebt 

werden sollte, sofern das Dach abgerissen wird, ggf. auch außerhalb dieses 

Verfahrens. Ebenfalls sollte eine Überdachung der Rampen als Wetterschutz 

angestrebt werden, was auch der Sicherheit in Hinsicht auf Schnee und Eis dienen 

würde und Unterhaltungskosten sparen würde. Im Erläuterungsbericht sei ein weiterer 

Fehler auf Seite 14 enthalten, wo es Holzminden und nicht Augestfehn heißen müsste. 

Der Einwender stellt die Frage, ob ein Kampfmittelvorkommen festgestellt worden sei. 

Um Täter vor Verschmutzen und vor Vandalismus abzuschrecken, sei eine 

Videoüberwachung anzustreben, auch um Täter einfacher festzustellen. 

Gegenäußerung der Vorhabenträgerin 

Die Vorhabenträgerin erläutert, dass der Bahnhof Holzminden der Kategorie 5 

zugeordnet werde, was sich aus verschiedenen Faktoren, wie bspw. aus der Anzahl 

und Länge der Bahnsteige, die Anzahl der Reisenden sowie die Anzahl der Zughalte, 

ergebe. Der Erläuterungsbericht wurde dahingehend angepasst. 

Die Bausubstanz der Treppe am Hausbahnsteig befinde sich in einem guten Zustand, 

sodass dieser Aufgang erhalten bliebe. 

Die Positionierung der kleinen Rampe, welche den oberen und unteren Teil des 

Bahnsteigs miteinander verbindet, lasse sich bedingt durch die herrschenden 

Platzverhältnisse nicht ändern. Der Hauptzugang des Bahnhofs befinde sich zwischen 

Empfangsgebäude und Parkplatz, wo auch der Fahrkartenautomat platziert werde. Die 

zwei Wetterschutzhäuser werden in unmittelbarer Nähe errichtet, sodass 

Unterstellmöglichkeiten gegeben seien. 

Die Breite des Bahnsteigs im Bereich des EGs betrage ca. 3,30 m und übersteige somit 

bereits die Mindestbreite von Bahnsteigen. Aufgrund des schlechten baulichen 

Zustandes des Daches am Hausbahnsteig, wären umfangreiche Sanierungsarbeiten 

erforderlich. Zudem befinden sich die Stützen des Daches innerhalb des 

hindernisfreien Wegs an der Bahnsteigkante, was nach dem gültigen Regelwerk nicht 

zulässig sei. Der Rückbau des Daches führe zur Freilegung der historischen Fassade 
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des denkmalgeschützten Empfangsgebäudes, was eine Aufwertung des Bahnhofs 

darstelle. 

Die Vorhabenträgerin weist daraufhin, dass die Anzahl der Wetterschutzhäuser dem 

Reisendenaufkommen des Bahnhofs entspreche, sodass zukünftig ein ausreichender 

Witterungsschutz geboten werde. Überdachte Rampenanlagen seien bei Stationen der 

Bahnhofskategorie 5 nicht üblich. Die geplanten Rampenanlagen werden über ein 

entsprechendes Entwässerungssystem verfügen und in den Wintermonaten gestreut. 

Bezüglich der Nachfrage zu dem Kampfmittelvorkommen erwidert die 

Vorhabenträgerin, dass Ende des Jahres 2020, rechtzeitig vor dem geplanten 

Baubeginn, eine Kampfmittelsondierung durchgeführt werde, welche letztendlich 

Aufschluss über vorhandene Kampfmittelvorkommen geben werde. 

Im Rahmen der Online-Konsultation äußerte sich der Einwender dahingehend, dass er 

es begrüße, dass eine zusätzliche Treppe nahe an der Personenunterführung in die 

Ausführungsplanung aufgenommen werde. Er hoffe und wünsche sich eine zügige 

Durchführung des Weiteren Verfahrens, so dass die Verbesserung am Bahnhof 

Holzminden noch in 2021 zur Ausführung kommen könne. 

Aus Sicht der Planfeststellungsbehörde sind weitere Regelungen nicht erforderlich. 

Bzgl. der zusätzlichen Treppe nahe der Personenunterführung siehe unten. 

B.4.16.2 Einwender 2, Einwendung vom 24.03.2020 

Der Einwender meint, wenn die Stadt Holzminden den klimaschonenden Öffentlichen 

Personennahverkehr ausbauen wolle, müsse die Attraktivität dieses Verkehrsmittels 

gesteigert werden. Hierzu regt er an, dass das Vordach am Hauptgebäude nicht 

abgerissen werden solle. 

Kleine Bushaltestellenhäuschen würden keinen adäquaten Ersatz darstellen, sondern 

eher den Bahnverkehr im ländlichen Raum unattraktiver gestalten. 

Eine mögliche Nutzung der Bahnhofshalle würde das Reisen mit der Bahn komfortabler 

gestalten. Die Bahnhofshalle sollte neben den Toiletten nicht nur zur Öffnungszeit der 

Fahrkartenverkaufsstelle geöffnet sein, sondern während des täglichen Zugverkehrs 

von früh morgens bis abends. Der Einwender bringt weiterhin an, dass der Bahnhof 

das Aushängeschild einer Stadt sei, wo man zeigen könne, wie man mit einem Gast 

umgehe und dazu beitrage, dass man gerne nach Holzminden zurückkehre. 
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Der Zugverkehr werde hauptsächlich von den schwächeren Gliedern, den jungen und 

älteren Bürgern, genutzt. Hier wäre ein Zeichen zu setzen, um das Allgemeinwohl zu 

stärken. 

Gegenäußerung der Vorhabenträgerin 

Die Vorhabenträgerin erwidert, dass durch den Rückbau des Daches am 

Hausbahnsteig die historische Fassade des Empfangsgebäudes freigelegt werde, was 

zur Wiederherstellung der ursprünglichen Ansicht führe. Zudem würden die beiden 

neuen Wetterschutzhäuser der Bahnhofskategorie und der Anzahl der Reisenden 

entsprechen, was zukünftig für einen ausreichenden Witterungsschutz sorge. 

Sie erwidert weiterhin, dass sich das Empfangsgebäude nicht mehr im Eigentum der 

Deutschen Bahn befinde und kein Bestandteil der Umbauarbeiten sei. Der Wunsch 

nach erweiterten Öffnungszeiten sei jedoch nachvollziehbar und werde entsprechend 

an das zuständige Bahnhofsmanagement weitergeleitet. 

Mit dem Programm „Niedersachsen ist am Zug!“ wird das Ziel verfolgt, einen 

einheitlichen Qualitätsstandard zu erreichen, was zur Steigerung der 

Kundenzufriedenheit und Erschließung neuen Kundenpotentials führen solle. Der 

Zugang werde zu allen Stationen barrierefrei gestaltet, was in Holzminden mit Hilfe von 

zwei Rampen erfolge. Zudem erhalte der Bahnhof durch den Umbau ein helles, 

freundliches und einheitliches Erscheinungsbild. 

Eine Äußerung des Einwenders im Rahmen der Online-Konsultation erfolgte hierauf 

nicht. 

Aus Sicht der Planfeststellungsbehörde sind keine weitergehenden Regelungen zu 

treffen. 

B.4.16.3 Einwender 3, Einwendung vom 24.03.2020 

Die Einwender führen zunächst ein Zitat des Bundesverkehrsministeriums zur 

Steigerung der Attraktivität des Bahnverkehrs an, welches sie sehr unterstützen 

würden. Grundsätzlich würden sie die Umgestaltung des Bahnhofs Holzminden 

begrüßen. Zu den Plänen führen Sie die folgenden Einwände an. 

Die Einwender würden in dem Abriss des Bahnhofsgebäudevordaches und der 

Errichtung 2 kleiner Bushaltestellen keine Attraktivitätssteigerung sehen, da größere 

Reisegruppen, evtl. auch mit Fahrrad keinen Witterungsschutz hätten und der ganze 

Bahnhof abgewertet werde. Zudem sei eine Überdachung der Rampenanlagen 

erforderlich, um die Benutzer dieser vor der Witterung zu schützen. 
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Weiterhin bringen die Einwender an, dass der Weg über die Treppen zum 

Mittelbahnsteig so kurz wie möglich zu gestalten sei, sodass ein Versetzen der 2- oder 

3-stufigen Treppenanlage in Richtung Tunnel sinnvoll wäre. 

Schließlich regen die Einwender an, nicht an den falschen Stellen zu sparen, da nur 

ein attraktiver Bahnhof viele Menschen zum Umstieg auf die Bahn verleite. Der 

Bahnhof sollte auch in Hinblick auf höhere Fahrgastzahlen umgeplant werden. 

Gegenäußerung der Vorhabenträgerin 

Die Vorhabenträgerin erwidert, dass durch den Rückbau des Vordaches die historische 

Fassade des Empfangsgebäudes freigelegt werde, was zu einer optischen Aufwertung 

der Verkehrsanlage führe. Der Erhalt des Daches sei aus bautechnischen Gründen 

nicht möglich. Der Bahnhof werde auch zukünftig über ausreichenden 

Witterungsschutz verfügen, da die beiden neuen Wetterschutzhäuser der 

Bahnhofskategorie sowie der Anzahl der Reisenden entspreche. 

Die Vorhabenträgerin führt weiter aus, dass Rampenanlagen in der Regel nicht 

überdacht seien und die geplanten Anlagen über ein ausreichend dimensioniertes 

Entwässerungssystem verfügen würden. 

Der Zugang zum Bahnhof erfolge nördlich des Empfangsgebäudes, wo Reisende auch 

die Möglichkeit hätten, Fahrkarten zu erwerben. 

Auf den Vorschlag der Einwender hin, die Treppe in Richtung Personenunterführung 

zu verschieben, erwidert die Vorhabenträgerin, dass die geplante 2-stufige 

Treppenanlage ihre Lage vor dem Eingang/Ausgang des Empfangsgebäudes behalten 

solle. Diese Lage ermögliche auch sehbehinderten Menschen, gelenkt durch das taktile 

Leitsystem, einen leichten, direkten Zugang zu dem Gleis 3. Zudem werde durch die 

Lage vor dem Ausgang im Gefahrenfall im Gebäude ein zügiges Entfluchten möglich. 

Untersucht wurde daher die Möglichkeit einer zusätzlichen schmaleren Treppe, näher 

an der Personenunterführung. Diese zusätzliche schmalere Treppe in der direkten 

Nähe des Treppenabganges, die die Anforderungen des Regelwerks erfüllt, werde nun 

in der Ausführungsplanung realisiert. 

Eine Äußerung der Einwender im Rahmen der Online-Konsultation erfolgte hierauf 

nicht. 

Aus Sicht der Planfeststellungsbehörde sind keine weitergehenden Regelungen zu 

treffen. 

Zur zusätzlich geplanten Treppe nahe der Personenunterführung: 
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Die Planfeststellungsbehörde weist die Vorhabenträgerin hiermit auf die aktuellen 

gesetzlichen Regelungen hin und der damit ggf. verbundenen Antragspflicht. Je nach 

Umfang und Erfordernis hat die Vorhabenträgerin zu prüfen ob ein Antragserfordnis 

gegeben ist und entsprechend zu handeln. 

B.5 Ges amtabwägung 

Am antragsgegenständlichen Vorhaben besteht ein öffentliches Interesse. Die 

Planfeststellungsbehörde hat die unterschiedlichen öffentlichen und privaten Belange 

ermittelt, alle Belange in die Abwägung eingestellt und diese gegeneinander und 

untereinander abgewogen. 

B.6 Sofortige  Vollziehung 

Der Planfeststellungsbeschluss ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar (§ 80 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 3a VwGO). 

B.7 Ents che idung über Gebühr und Aus lagen  

Die Entscheidung über die Gebühr und die Auslagen für diese individuell zurechenbare 

öffentliche Leistung des Eisenbahn-Bundesamtes beruht auf § 3 Abs. 4 Satz 1 BEVVG 

i. V. m. der Verordnung über die Gebühren und Auslagen für Amtshandlungen der 

Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes (BEGebV). 
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C. Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats 

nach Zustellung Klage beim 

Oberverwaltungsgericht Lüneburg 
Uelzener Straße 40 

21335 Lüneburg 

erhoben werden. 

Der Kläger hat innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhebung die zur 

Begründung seiner Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben. 

 

 

Eisenbahn-Bundesamt 
Außenstelle Hannover 
Hannover, den 12.10.2021 
Az. 581ppi/012-2018#042 
EVH-Nr. 3413024 
 

 

Im Auftrag 
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